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Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen International

Automatischer Informationsaustausch (AlA)

Typ: Internationaler OECD-Standlard 2 bilatera- Status: im Nationalrat behandelt
le Abkommen 2 Geselzesanpassungen CH

Informationen SIF:  >> Link

= Inhalt der Vorlage

Am 21 Juli 2014 hat die OECD das Gesamtpaket zum neuen globalen Standard fir den automatischen Informationsaustausch in
Steversachen veréffentlicht. Am Treffen der G20-Finanzminister vom 20./21. September wurde die rasche Einfihrung des Stan-
dards bekraftigr. Die Schweiz hat sich an der Erarbeitung des neuen globalen Standards aktiv beteiligr.

Die vom Bundesrat definitiv beschlossenen Verhandlungsmandate enthalten folgende Eckpunkte:

e Mit der EU soll tber die Einfihrung des automatischen Informationsaustauschs verhandelt werden.

e Mit den USA soll beziiglich der Umsetzung des Foreign Account Tax Compliance Act [FATCA) iber ein FATCA-Abkommen
nach dem Modell 1 verhandelt werden. Mit dem neuen Abkommen wiirden Daten zwischen den zusténdigen Behérden auto-
matisch auf gegenseitiger Basis ausgetauscht.

e Es werden mit weiteren ausgewdhlten Landem Verhandlungen zum automatischen Informationsaustausch aufgenommen. In einer
ersten Phase werden Staaten in Befracht gezogen, mit denen enge wirtschaffliche und politische Beziehungen bestehen und die
ihren Steuerpflichtigen, soweit angemessen, eine geniigende Regularisierungsméglichkeit bereitstellen.

e Die Einfihrung des automatischen Informationsaustausches mit dem Ausland wird mittels Abkommen mit den Parinerstaaten
erfolgen. Zudem wird im innersfaatlichen Recht ein Umsefzungsgesetz notwendig sein, welches zurzeit vom Eidgendssischen Fi-
nanzdepartement vorbereitet und dem Parlament zusammen mit den ausgehandelten Abkommen anschlieBend vorgelegt wird.
Die heute bestehenden Rechtsgrundlagen schliessen den automatischen Informationsaustausch aus.

Die Schweiz und die EU haben am 19.03.2015 in Brissel ein Abkommen zur Einfihrung des globalen Standards fir den automati-
schen Informationsaustausch in Steuersachen paraphiert. Die Schweiz und die 28 EU-Léinder beabsichtigen, ab 2017 Kontodaten zu
erheben und ab 2018 auszutauschen, nachdem die nétigen Rechtsgrundlagen geschaffen wurden. Mit der Umsetzung des globalen
Standards leisten die Schweiz und die EU einen wichtigen Beitrag zur Verhinderung von Steuerhinterziehung.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat Standerat

Grundsétzlich einverstanden; verlangt Der Bundesrat méchte einen infernational | 16.9.15 Der NR stimmt dem AlA zu.
aber aus praktischen Griinden, dass die | geltenden Standard einfihren.

AHV-Versichertennummer als eindeutiges

Identifikationsmerkmal verwendet wird.

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat

‘ | Entwurf Bundesgesetz >> Link ‘ ‘

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Medienmitteilung des Bundesrates (08.10.2014) >> link
Fragen und Antworten zum AIA >> link
EU-Staaten einigen sich auf Details zur AIA-Einfihrung (NZZ 15.10.2014) >> link
Multilaterale Vereinbarung der zustéindigen Behérden tber den automatischen Informationsaustausch (19.11.2014) >> link
Bundesrat erffnet zwei Vernehmlassungen zum internationalen Informationsaustausch in Steversachen (14.01.2015) >> link
Medienmitieilung des Bundesrates vom 19.03.2015 >> link
Bundesrat verabschiedet Botschaften zu den gesetzlichen Grundlagen fir den AIA (05.06.2015) >> link
Brief der FDK an die Mitglieder der WAK-N (31.07.2015) >> link
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https://www.sif.admin.ch/sif/de/home/themen/internationale-steuerpolitik/automatischer-informationsaustausch.html
https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2015/5565.pdf
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=54768
http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/36824.pdf
http://www.nzz.ch/wirtschaft/eu-einigt-sich-auf-aia-einfuehrung-1.18403955
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=55327
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=55889
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=56622
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=57554
http://www.fdk-cdf.ch/150731_tin_ahvn13_stn_fdk_an_wak-n_def_d_uz.pdf

Neuigkeiten M

Typ: OECD-Frojekt

= Inhalt der Vorlage

Ziel ist die Verhinderung von kinstli-
chen Strukturen, welche den einzi-
gen Zweck verfolgen, die zu ver-
steuernden Gewinnen von der wirt-
schaftlichen Aktivitét zu trennen und
in Lander mit tieferen Steuersdtzen zu
verschieben.

Im Vordergrund steht, dass global
tétige Firmen Gewinne kiinftig dort
versteuern sollen, wo die enfspre-
chende Wertschépfung erzielt wird.
Zudem sollen steuertechnische Struk-
turen und die damit verbundene
Besteuerung fir die Steuerbehdrden
mdglichst fransparent gemacht wer

den. (Bildguelle: NZZ 06.10.2015)

Aktuelle Steuerthemen
Base Erosion and Profit Shifting (BEPS)

Status: Schlussberichte der OECD liegen vor

Die DECD will dia St mit 15 1 hmen ainschrinken
Schadlicher Steverwettbewerh
Massnahma 5
Besteuerung der digitalen Wirtschatt Micht mefw alle Steuerregime, mit denen Lander

hestimmte Korzerfunktianen anzizhen, warden
toleriert. Die Patentbox, die Ertrage aus geistigen
Esgentumsrechten tiefer hastevert, muss mit

Massnahme 1:
Keine spezifischen Regeln fir internetfinmen geplant,
dia Arbeitan gehen aber weiter [z B. Fragan zur

Mehr Substanz unterlegt werden. Zudem
2020 soll in Besicht vardffentiicht wardan, massen Steverrulings intematianal awischen
Steuerbehirden spantan
ausgetauscht werden.
‘Steuerpraktiken einschrinken
Massnahmen 2, 4, & bis 10;
Der Aktionsplan richiet sich gagen das Ausnutzen der Ste
hybaider Gesellschafien und Doppelbestewenmgs- Masznahma 11:
abkommen, die missbravchlicha Arwendung von Es sollen weitere Daten erhoben werden, um das
3 i und A der St fuing zu erfassen und
dhe kiirsthche Wermeidung des Betriebssiatien- den Erfiglg des ehrgeizigen Projekis dberprifen
status. Die Richtlinien zu Verechnungspreisen 2 kidnnen,
sollen etwa bis im ersten Halbjahr 2017
angepazst werden (zum Beispiel
Gewinmteikmng).
Emplehlungen fiir die
Hinzurechnungsbesteuerung m:‘m- offenlegen
assnahme 12;
. (e . Steverbehbeden kinnen von den Lntarnehmen
erschiedene Staaten wallen auch die auskn- .
— N N verlangen, Strukturen zur agoressiven Steverplanmng

offienzulegen. Die Massnahme ist optional.

Stevar unterwerfen. Solcha Abwehmmassnahmen Dz Schweiz beteiligt sich

sollen besser koordiniert und gestarkt wenden,

International

Betreffen speziell auch die Schweiz

L ifische
Massnahme 13:

Firmen milssen den Steuerhehirden detailierte
Informationsn 2u Gewannen, Umsgizen oder Anzshl
IMitarbeaitem ligfam, die diase untereinandar
austauschen. Mehr Transpareng wird auch bes der
D ion von isen verlangt.
Bei der Massnahme handelt es sich um einen
Mindeststandard, den die ainze Inen
Staaten wmselzen missen,

gen bei Versti
und Schiedsverfahren
Massnahma 14:

Die hzssnahmen zur Beilegung von Streitigkeiten
sind ein Zugesténdnis an die Wirtschaft Damit sall
verhindert werden, dass es zu Doppelbesteuerungen
kornent, Der Mindeststandard soll regebrissig
Gberwacht werden. Einige Lander wie die
Schwerz gehen einen Schrill weiter, Sie sehen
im Aahmen van Doppelbestauanings-
abkarnmen Schiedsverfahren vor,

Beschleunigte Umsetzung
Massnahme 15:
Es s0ll gin multilaterales Abkammen geschaffen
werden, das die gleichzeitige Revision der
0 Kommen i
Die Arbeiten dazu sollien s Ende Dezember
2016 abgeschlossen sein. Bald

ove vetindiche Regeln i sehaffen. pepEseIsE el beginnen e Verhandlungen.
= Beratung und Meinungsbildung
' Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat | Nationalrat | Standerat
| \ \ \
= Chronologie Entscheidungsfindung
~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext | Nationalrat | Standerat

= Weitere Informationen (Links)

& Links funktionieren in der PdFDokumentation

Bericht NZZ 17.09.2014 >> link
Bericht Schweizer Treuhdnder 07.08.2014 >> link
Blickpunkt BEPS SteverRevue Nr.10/2015 sieche PDF Anlage
Base Erosion & Profit Shiffing: Strategies, Outcomes and Countermeasures (Bericht der EStV 23.04.2015) >> link
Medienmitteilung Bundesrat vom 05.10.2015 >> link
Schlussberichte (engl.) 2015 von der OECD (05.10.2015) / Erlduterungsbericht (deu.) >> link / >> link
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http://www.nzz.ch/wirtschaft/steuerpraktiken-von-konzernen-im-visier-1.18385185
https://www.pwc.ch/user_content/editor/files/articles14/pwc_press_20140807_st_marti_raschle_schneider_fischer.pdf
http://www.estv.admin.ch/dokumentation/00075/00805/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDeYR2fGym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=58972
http://www.oecd.org/tax/aggressive/beps-2015-final-reports.htm
http://www.oecd.org/ctp/beps-erlauterung-2015.pdf

Neuigkeiten & Aktuelle Steverthemen National
Steuerabzige bei Aus- und Weiterbildungskosten

Typ: Geschdift des Bundesrafes Status: /nkrafftreten 01.01.2016

= Inhalt der Vorlage

Text aus der Botschaft

Abzugsfahig sind neu alle berufsorientierten Aus- und Weiterbildungskosten nach dem ersten Abschluss auf der Sekundarstufe II.
Liegt kein erster Abschluss auf der Sekundarstufe Il vor, sind alle berufsorientierten Aus- und Weiterbildungskosten ab dem vollende-
fen 20. lebensjahr abzugsfahig, sofemn es sich dabei nicht um die Ausbildungskosten bis zum ersten Abschluss auf der Sekundar-
stufe Il handelt. Der Abzug ist bei der direkten Bundessteuer beschrénkt auf 6’000 Franken. Bei den Staats- und Gemeindesteuern
wird die Beschrénkung nach kantonalem Recht bestimmt. So ausgestaltet fihrt der Aus- und Weiterbildungskostenabzug bei der
direkten Bundessteuer zu geschatzten jchrlichen Mindereinnahmen von tber 5 Millionen Franken. Die Kantone kénnen die Ober-
grenze des Abzugs selbst bestimmen. Wiirden sich die Kantone der vom Bund gewdhlten Obergrenze anschliessen, so dirften
sich die geschatzten jghrlichen Mindereinnahmen von Kantonen und Gemeinden insgesamt auf rund 30 Millionen Franken belau-
fen.

Der Sténderat méchte einen maximalen Abzug von 12'000 Franken.
Zukinftig kénnen fir Aus- und Weiterbildungen Kosten von bis zu 12'000 Franken abgezogen werden. Dieser Hochstbetrag gilt

zumindest fir die direkte Bundessteuer. Die kantonalen Steuergesetze sind dahingehend anzupassen, dass Ausbildungskosten
ebenfalls abzugsfdhig sind. Den Héchstbetrag kénnen die Kantone jedoch frei festlegen.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat | Standerat
Die FDK begrisst eine einheitli- | Bundesrat befirwortet eine 31.01.2012 WAKN be- Befiirwortet die Vorlage

che Praxis zwischen Bund und | Vereinfachung der Behandlung | schliesst Eintreten und beauftragt
Kantonen im Bereich der Aner- | von Aus- und Weiterbildungskos- die Verwaltung, eine verbesserte
kennung der beruflichen Wei-  fen. Vorlage auszuarbeiten.
terbildungskosten.

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat Standerat
Motion der WAK-S Botschaft des Bundesrates 5.3.13 pladiert mit 103:83 16.6.11 Beschluss abweichend
o Link Stimmen fir einen unbegrenzten vom Entwurf des Bundesrates
Abzug 27.9.13 Zustimmung (42:0) in

6.6.13 Nationalrat schwenkt  der Schlussabstimmung
auf die Linie des Sténderates ein
[Begrenzung bei 12'000)
27.9.13 Zustimmung (161:10]
in der Schlussabstimmung

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Stellungnahme FDK >> link
Bundesgesetz iber die steverliche Behandlung der berufsorientierten Aus- und Weiterbildungskosfen Link
vom 27.09.2013 S
§ 12b StV (Steuerverordnung des Kantons Luzern) >> link
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http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/2607.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/100728_stn_weiterbildungskostenabzug_brief_an_brm_def_d_uz.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2014/1105.pdf
http://www.luzernerkantonsblatt.ch/kantonsblatt/archiv/pdf_2015/gs-15-04.pdf

R
Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen National

Unternehmenssteuerreform I

Typ: Gesetzesinitiative Status: Botschatt liegt vor, in den eidg. Réten noch nicht behandelt
Faktenblatt EFD:  >> link

= Inhalt der Vorlage

Zum einen sollen die in der Schweiz t&tigen Firmen von unnétigen Steuerlasten befreit und zum anderen soll die Position der Schweiz im internatio-
nalen Steverwettbewerb gestérkt werden. Mit dieser Reform sollen auch die Regelungen fir Kapitalgesellschaften mit besonderem kantonalen
Steverstatus [Holding- und Domizilgesellschaften, gemischte Gesellschaften] gewisse Anderungen erfahren.

Der Bundesrat schlagt die Abschaffung von bestehenden Regelungen vor, die nicht mehr im Einklang mit internationalen Standards stehen werden.
Dazu gehéren insbesondere die kantonalen Steuerstatus fir Holding-, Domizil- und gemischte Gesellschaften.

e Neu sollen eine lizenzbox sowie eine zinsbereinigte Gewinnsteuer eingefihrt werden. Ferner sollen die Kantone die Mdglichkeit
erhalten, bei der Kapitalsteuer gezielte Erleichterungen einzufihren. Im Weiteren soll mit einem Biindel von Massnahmen die Sys-
tematik des Steuerrechts gestérkt werden. Dazu gehéren die Abschaffung der Emissionsabgabe auf Eigenkapital, Anpassungen
beim Beteiligungsabzug und bei der Verlustverrechnung sowie eine umfassende Regelung fiir die Aufdeckung stiller Reserven.

SchlieBlich soll auch die Besfeuerung der Beteiligungsinhaber mit einer ausgewogenen Mischung von steuerentlastenden und sfeuerbelastenden
Massnahmen angepasst werden. Damit trégt der Bundesrat insbesondere dem Umstand Rechnung, dass es im Zuge der Unternehmenssteuerreform Il
zu maPvollen Gewinnsteuersatzsenkungen in den Kantonen kommen diirfte. Zu den diesbeziiglichen Massnahmen gehéren die Besteuerung von
Kapitalgewinnen auf Wertschriffen sowie Anpassungen beim Teilbesteuerungsverfahren auf Dividenden.

Der Bundesrat verzichtet in der Botschaft auf eine zinsbereinigte Gewinnsteuer.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat Standerat

siehe Stellungnahmen vom Sieht noch Verbesserungspo-
04.02.2014 / 12.12.2014  tengidl

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat Standerat

Bundesrat Botschaft des Bundesrates >> Link

Entwurf Bundesgesetz >> Link

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Position FDK zu einem allfélligen neuen Dialog mit der EU iber Fragen der Unternehmensbesteuerung. >> link
Medienmitteilung vom 01.12.2011 (siche Fact-Sheet N9) >> link
Medienmitteilung vom 01.06.2012, Mandatstext zu EU-Dialog >> link
Medienmitteilung vom 21.09.2012, Projekiorganisation >> link
Medienmitteilung vom 17.05.2013, Zwischenbericht >> link
Vorstellung des Zwischenberichts, FDK 17.05.2013 >> link
Bundesrat nimmt Konsultationsbericht zur Kenntnis, Medienmitteilung 30.10.2013 >> link
Projekforganisation konkretisiert Unternehmenssteverreform Ill, 19.12.2013 >> link
Stellungnahme der FDK an das EFD vom 04.02.2014 >> link
Medienmitteilung FDK vom 05.02.2014 >> link
Bundesrat eréffnet Vernehmlassung zur Unternehmenssteverreform lll, 22.09.2014 >> link

Schweiz und EU-Mitgliedstaaten unterzeichnen Versténdigung zur Unternehmensbesteuerung >> link
Medienmitteilung der FDK vom 12.12.2014 >> link
Stellungnahme der FDK zur Vernehmlassung vom 16.12.2014 >> link
Medienmitteilung Bundesrat inkl. Vernehmlassungsbericht (02.04.2015) >> link
Stellungnahmen der FDK zur Botschaft (19.08.2015 sowie 30.09.2015) >> link / >> link
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https://www.efd.admin.ch/dam/efd/de/dokumente/faktenblatt_reformderunternehmensbesteuerung.pdf.download.pdf/faktenblatt_reformderunternehmensbesteuerung.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2015/5069.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2015/5209.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/110128_coc_position_fdk_wording_def_d.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=42481
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=44786
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=46084
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=48906
http://www.fdk-cdf.ch/130517_usriii_mm_fdk_def_d.pdf
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=50765
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=51519
http://www.fdk-cdf.ch/140204_usriii_bericht_stn_fdk_def_d_uz.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/140205_usriii_bericht_mm-fdk_def_d.pdf
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=54566
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=54818
http://www.fdk-cdf.ch/141212_usriii_vl-stn_mm-fdk_def_d.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/141216_usriii_vl-stn_fdk_def_d_uz.pdf
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=56784
http://www.fdk-cdf.ch/150819_usriii_stn_fdk_an_wak-s_def_d.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/150930_usriii_stn2_fdk_an_wak-s_def_d_uz.pdf

R
Neuigkeiten Aktuelle Steuerthemen National

Evaluation zur schrittweisen Abschaffung der Stempelabgaben

Typ: Parlamentarische Vorstdsse Status: Uneinigkeit der beiden Réte = im Rahmen der USIR /Il

= Inhalt der Vorlage

09.503 Parlamentarische Initiative der FDP-Liberale Fraktion vom 10.12.2009

Die Stempelabgaben sollen schrittweise abgeschafft werden: Emissionsabgabe 1.1.11, Versicherungsstempel 1.1.11, Umsatz-
abgabe 1.1.2016. (Dieser Zeitplan kann mittlerweile nicht mehr eingehalten werden). Es werden vor allem Wettbewerbsnachteile
des Finanzplatzes Schweiz als Grund zur Abschaffung angegeben.

09.4314 Postulat Pirmin Bischoff vom 11.12.2009

Fordert vom Bundesrat einen Bericht mit Vorschlégen, in welchem Zeitrahmen und allenfalls in welchen zeitlichen Stufen die Stem-
pelabgaben abgeschafft werden kénnten. Dies gesondert fir die Emissionsabgabe, den Versicherungsstempel und die Umsatzab-
gabe. Die Abschaffung soll unter Beriicksichtigung der Lage des Bundeshaushaltes gepriift werden. Zudem soll der Bericht auch
beriicksichtigen, welche Stempelabgaben am schadlichsten fir den Wettbewerb sind und daher am dringlichsten abgeschafft
werden sollten.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat | Standerat

FDK stimmt mit Vorbehalt der ~ 17.2.10 Bundesrat beantragt  23.11.10 WAK-N beschliesst | 4.4.11 WAK-S beschliesst der

Vorlage zu. die Annahme des Postulats und | der Inifiative Folge zu geben Initiative Folge zu geben (5:4).
ist bereit dem Parlament einen  (12:11). 9.4.13 WAK-S stimmt einem
Bericht zu unterbreiten. 23.12.11 NR schreibt das Ordnungsantrag zu, welcher
19.3.10 empfiehlt den Réten,  Postulat ab. den Bundesrat beauftragt, einen

der Parlamentarischen Initiative  9.9.13 Der Nationalrat will die  Bericht Gber alle héngigen
keine Folge zu geben [mit Hin-  Stempelabgabe auf Sach- und | steverrelevanten Anliegen, die
weis auf den Bericht im Zuge  Vermdgensversicherungen sowie| zu Mindereinnahmen fihren, zu
des Postulafs). auf rickkaufsféhigen Lebensver- | erstellen.

sicherungen abschaffen.

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat

Parlamentarische Initiative Bundesgesetz (Vorentwurf 19.3. 1 3. NoﬁonolArot spric"ht . 4. 2 13 Der StdnderoT be-
09.503 / Postulat 09.4314 ‘ sich mit 120:54 Stimmen fir die schliesst ohne Gegenstimme,
>> link Abschaffung der Stempelstever | das Geschft zu sistieren und

aus, wenn Eigenkapital in ein  folgt damit dem Wunsch des
Unternehmen eingeschossen Bundesrates. Die Abschaffung
wird. der Stempelsteuer soll im Rah-
19.3.14 Der Nationalrat spricht men der Unternehmenssteuerre-
sich mit 103:78 Stimmen erneut | form Il erfolgen.
fur die sofortige Abschaffung der
Stempelsteuer aus.

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation

Bericht der Arbeitsgruppe >> link

Postulat >> link

Medienmitteilung vom 01.12.2011 >> link

Vorentwurf und erléuternder Bericht der VWAK-N >> link

Stellungnahme der FDK vom 23.03.2012 >> link
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http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/documents/2171/Stempelsteuer-abschaffen_Vorentwurf_Vern_de.pdf
http://www.estv.admin.ch/dokumentation/00075/00803/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDeH17e2ym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20094314
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=42481
http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/documents/2171/Stempelsteuer-abschaffen_erl._Bericht_Vern_de.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/120323_paiv_stg-revision_stn_fdkv_uz_d.pdf

Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen National

Nationale Erbschafts- und Schenkungssteuer

Typ: Volksinitiative Status: Von Volk und Stinden abgelehnt (14.06.2015)

= Inhalt der Vorlage

Cemass einer am 16. August 2011 lancierten eidg. Verfassungsinitiative soll eine neue 20%-ige Erbschafts- und
Schenkungssteuer die bisherigen kantonalen Erbschafts- und Schenkungsstevergesetze ersetzen. Diese soll fur alle Emp-
fanger, ungeachtet des Verwandtschaftsgrades gleichermassen gelten. Falls die Initiative vom Volk und der Mehrheit
der Kantone angenommen wird, sollen Schenkungen ab 1. Januar 2012 riickwirkend dem Nachlass zugerechnet wer-
den.

Grundsatzlich werden samiliche Schenkungen und Nachlasse von Personen mit Wohnsitz in der Schweiz einer 20%-
igen Steuer unferworfen, mit folgenden Ausnahmen:

Schenkungen und Nachlésse an Ehegatten und registrierte Parter

Schenkungen und Nachlésse, welche in ihrer Gesamtheit CHF 2 Mio. nicht Gberschreiten
Schenkungen und Nachldsse an sfeuerbefreite juristische Personen

Jahrliche Schenkungen von maximal CHF 20'000 pro beschenkte Person

Ein reduzierter Steuersatz sowie zusatzliche Freibefrage sollen auf Gbertragenen Unternehmen und landwirtschaftliche
Betriebe Anwendung finden, wobei die Redukiion sowie Hohe der Freibetrdge noch offen ist. Zudem bedingt dies
die Weiterfthrung des Unternehmens oder landwirtschaftlichen Betriebes durch die Erben oder Beschenkten wéhrend

zehn Jahren. (Text PPWC 30.09.2011)

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat | Standerat
17.5.13 Die FDK lehnt die  13.9.13 Bundesrat ist gegen 3.6.14 Zuriickgewiesen an die
Initiative ab. die Initiative. vorberatende Kommission zur

Prifung der Giltigkeit der Initia-
tive (Einheit der Materie|
26.9.14 Initiative ist giltig.
Stéinderat empfiehlt diese mit

32:11 Stimmen zur Ablehnung

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat

EVP, SP und Griine 12.12.14 NR empfiehlt Initiati- | 12.12.14 SR empfiehlt Initiative
ve mit 135:60 Stimmen ohne  mit 34:9 Stimmen ohne Gegen-
Gegenvorschlag zur Ablehnung  vorschlag zur Ablehnung

Botschaft zur Initiative
>> link

Entwurf Bundesbeschluss

>> link
= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Vorprifung der Bundeskanzlei >> link
Initiativtext im Wortlaut >> link
Zustandekommen 12.03.2013 >> link
Medienmitteilung FDK 17.05.2013 >> link
Medienmitteilung Bundesrat 13.09.2013 >> link
Ausfishrungen von Regierungsrat Pefer Hegglin, Président FDK; Anhérung WAKS, 27.03.2014 >> link
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http://www.admin.ch/ch/d/ff/2014/125.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2014/151.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6459.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis414t.html
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2013/2267.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/130517_erbschaftsst_iv_mm_def_d.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=50240
http://www.fdk-cdf.ch/140327_vi-best_wak-s_ref_ph_def_d.pdf

R

Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen National

Eidgendssische Volksinitiative der CVP gegen die Heiratsstrafe
Typ: Volksinitiative Status: Bereit fir die Volksabstimmung / Fidg. Réte emplehlen Ablehnung

= Inhalt der Vorlage

Familien bilden das Fundament unserer Gesellschaft. Sie zu stérken gehért zur CVP-Politik. Nach wie vor werden jedoch Ehepaare
gegeniber Konkubinatspaaren benachteiligt. Sowohl bei den Steuern als auch bei den Sozialversicherungen.

Was will die Initiative?
Die Inifiative will die Benachteiligung der Ehe gegeniiber andem Lebensformen konsequent beseitigen und enthdlt einen klaren
Auftrag an den Gesetzgeber: Verheiratete Paare dirfen gegeniiber Konkubinatspaaren nicht mehr benachteiligt werden.

Wem nitzt die Initiative?

Von der Initiative profitieren alle verheirateten Paare. Diejenigen, welche das traditionelle Einverdiener-Familienmodell leben, Dop-
pelverdienerpaare, Paare, bei denen ein Partner einer Teilzeitarbeit nachgeht und vor allem auch Rentnerpaare. Diese werden
gegeniber AHVKonkubinatspaaren nicht mehr benachteiligt.

([CVP, 201 1)

Die Volksabstimmung wird am 28. Februar 2016 statifinden.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat | Standerat
FDK empfiehlt die Initiative zur | 12.10.11 Bundesrat will seiner- 4.6.14 Der Nationalrat verlangt 4.3.15 Der Sténderat befirwor
Annahme seits die Heiratsstrafe beseiti-  einen Bericht zur Individualbe- | fet den direkten Gegenvorschlag
gen. steuerung. 24:19 Stimmen
23.10.13 Bundesrat empfiehlt | 24.6.14 Die Wirschaftskom-  18.3.15: Mit 22:20 Stimmen
Annahme der Initiative mission verabschiedet einen lehnt der Standerat einen direk-
direkten Gegenentwurf ten Gegenvorschlag nun doch
10.12.14 Der Nationalrat ab. Damit kommt die Initiative
befirwortet den direkten Ge- | ohne Gegenvorschlag zur Ab-
genvorschlag mit 102:86 Stim- | stimmung
men

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat

CvpP 19. 6. 15 Nationalrat empfiehlt 19.6.2015 Sténderat empfiehlt
‘ mit 107:85 die Initiative zur mit 25:20 die Initiative zur
>> link Ablehnung Ablehnung

Entwurf Bundesbeschluss

Botschaft zur Initiative

>> link
= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Homepage Familieninitiativen CVP >> link
Vorprifung >> link
Medienmitteilung Bundesrat vom 12.10.11 (siehe FactSheet N19) >> link
Zustandekommen (18.12.2012) >> link
Bundesrat empfiehlt die Initiative zur Annahme (Medienmitteilung 29.05.2013) >> link
Medienmitteilung des Bundesrates 23.10.2013 >> link
Medienmitteilung der FDK vom 31.01.2014 >> link
Stellungnahme der FDK zum direkten Gegenentwurf der WAK-N (26.09.2014) >> link
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http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/8513.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/8541.pdf
http://www.familieninitiativen-cvp.ch/
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/3803.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=41742
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2013/245.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=49028
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=50681
http://www.fdk-cdf.ch/140131_vi_cvp_heiratsstrafe_mm_fdk_def_d.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/140926_vi_cvp_heiratsstrafe_vl-wak-n_kurz_def_d_uz.pdf

R

Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen National
Verrechnungssteuer
Typ: Geschdift des Bundesrafes Status: Bundesrat vertagt Umbau der Verrechnungsstever

= Inhalt der Vorlage

Im Rahmen einer Anderung des VSIG ist vorgesehen, bei der Verrechnungssteuer auf Zinsen von Obligationen und
Celdmarkipapieren vom Schuldner- zum Zahlstellenprinzip Gberzugehen. Die Verrechnungssteuer hat weiterhin Siche-
rungscharakter und keine abgeltende Wirkung. Der Steuersatz bleibt unverandert bei 35 Prozent.

Die Vorlage geht Gber das Regulierungsziel der TBTF-Vorlage hinaus, indem sie zusditzlich mit der anvisierten Bele-
bung des Schweizer Kapitolmarktes ein Standortziel und mit der Starkung des Sicherungszwecks der Verrechnungs-
steuer ein Steuergerechtigkeitsziel verfolgt. Der Ubergang vom Schuldner zum Zahlstellenprinzip erlaubt es, alle drei
Ziele zu erreichen.

Am 02.07.2014 beaufiragte der Bundesrat das EFD, eine Vernehmlassungsvorlage zur Neuordnung der Verrech-
nungssteuer auszuarbeiten. Die Verrechnungssteuer soll differenzierter ausgestaltet werden und namentlich die Kapi-
talaufnahme im Inland, einschliesslich der Emission von Bail-in-Bonds (wandelbares Fremdkapital) der Grossbanken,
erleichtern. Des Weiteren soll der Systemwechsel vom jetzigen Schuldnerprinzip zum sog. Zahlstellenprinzip erfolgen.
Cleichzeitig soll die Stever ihre Sicherungsfunkfion besser erfillen.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat Standerat
Unterstitzt die Vorlage Will die Verrechnungssteuer  27.2.12 Rickweisung an 07.06.2012 Standerat folgt
umbauen den Bundesrat mit dem Auk-  dem Nationalrat
trag die Vorschlage zu Uber-
arbeiten. NR beschloss die
Revision in 2 Teile zu splitten.
Mit 176:0 Stimmen stimmte
er der Steverbefreiung der
CoCo-Bonds zu.
= Chronologie Entscheidungsfindung
Initialisierung & Anstoss  Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat Standerat
Bundesrat Botschaft des Bundesrates  15.06.2012 Nationalrat  15.06.2012 Sténderat
> Link stimmt der Verrechnungssteu- ' stimmt der Verrechnungssteu-
f erbefreiung von CoCo-Bonds erbefreiung von CoCo-Bonds
Gesetzesentwur (Pflichtwandelanleihen) mit | (Pflichtwandelanleihen) mit
>> link 150:45 zu 38:2 zu
= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Ausfihrungen von Christian VWanner, Prasident FDK vor der VWWAK-N 08.11.201 1 >> link
Medienmitteilung 31.10.2012 >> link
Bundesgesetz Uber die Verrechnungssteuer >> link
Medienmitteilung Bundesrat (02.07.2014) >> link
Vernehmlassungsvorlage (17.12.2014) >> link
Medienmitteilung inkl. Vernehmlassungsbericht des Bundesrates (24.06.2015) >> link
Medienmitteilung des Bundesrates vom 11.09.2015 (Verlangerung Ausnahmeregelung)  >> Link
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http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6615.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6659.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/111108_vstg-zahlstellenprinzip_anhoerung_wak-n_ref_chw_def_d.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=46536
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2012/5943.pdf
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=53642
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=55731
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=57815
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=58686

Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen National

Beseitigung der Heiratsstrafe

Typ: Geschdift des Bundesrafes Status: voridufig sistiert

= Inhalt der Vorlage

Erwirtschaftet ein Ehepaar zwei Einkommen, ist es unter Umsiéinden schlechter gestellt als ein gleich situiertes Konkubinatspaar. Die Abschaffung
dieser «Heiratsstrafe» ist im Bundeshaus seit léingerem ein Thema; die CVP sammelt Unterschriften fir eine entsprechende Volksinitiative. 2008 wurde
eine Mini-Revision umgesetzt, die das Problem bei der direkien Bundessteuer mit einem hoheren Zweiverdienerabzug entscharft hat. Nun nimmt der
Bundesrat einen weiteren Anlauf, um die «Heirafsstrafe» zu beseitigen. Am 12.10.11 hat er einen Grundsatzentscheid geféllt und das Finanzdepar-
tement (EFD) beauftragt, bis im Sommer 2012 eine Vernehmlassungsvorlage auszuarbeiten. Geméss dem EFD sind heute noch 80 000 erwerbstéti-
ge Ehepaare von der «Heiratsstrafe» betroffen. Dabei handelt es sich um Zweiverdienerehepaare mit einem Nettoeinkommen ab 80 000 Franken
bzw. ab 120 000 Franken [mit Kindern) sowie um Rentnerpaare mit einem PensionsEinkommen ab 50 000 Franken. Diese Mehrbelastung, die
gemdss einem Bundesgerichtsurteil verfassungswidrig ist, will der Bundesrat mit einer sogenannten «alternativen Belastungsrechnung» beheben. Im
Vergleich zur oft diskutierten Individualbesteuerung oder zum Splitting-Modell ist die neue Lésung zielgerichteter, schafft keine gesellschaftspolitischen
Préjudizien und fohrt zu geringeren Einnahmenausféllen, wie der Vizedirekior der Steuerverwaltung, Fabian Baumer, erklart. Neu soll die Steverbe-
hérde bei Ehepaaren stets zwei Varianten ausrechnen, wobei die fir die Steuerpflichtigen giinstigere zur Anwendung kommt. Neben der gemeinsa-
men Veranlagung gemdss Verheiratetentarif muss die Verwaltung neu eine alternative Belastung errechnen: Konkret werden die Einkommen individuell
den Ehegatten zugewiesen, alle ibrigen Erfrdge werden hélftig auf die Pariner aufgeteilt. Im Anschluss wird der Tarif fir Alleinsiehende angewendet.
Die «alternative Belastungsrechnung> hétte fir die Kantone einen administrativen Mehraufwand zur Folge, wobei sich die Abléufe nach Ansicht des
EFD rasch automatisieren liessen. Bis im Sommer 2012 will der Bundesrat auch einen neuen Abzug fir Einverdienerehepaare priffen, um Mehrbelas-
tungen gegeniber Zweiverdienerehepaaren entgegenzuwirken. Die finanziellen Auswirkungen der gesamten Reform missen aber noch im Detail
geprift werden. Laut Baumer von der Steuerverwaltung stehen drei Optionen im Raum: Die «alternative Belastungsrechnung» in Kombination mit
einem Einverdienerabzug hétte bei der direkten Bundessteuer Mindereinnahmen von jéhrlich 1,3 Milliarden Franken zur Folge. Bei einem Verzicht auf
den neuen Abzug beliefen sich die Mindereinnahmen auf 920 Millionen. Wiirde zusditzlich der heutige Zweiverdienerabzug gestrichen, blieben
Ausfélle von 870 Millionen Franken.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat Standerat

FOK lehnt die Vorlage in dieser Form Aufgrund der iberwiegend negati-
ab ven Antworten in der Vernehmlas-
sung hat der Bundesrat beschlossen,
die Vorlage vorlaufig zu sistieren.
Da er am Ziel festhdlt, die verfas-
sungswidrige Mehrbelastung von
Ehepaaren gegeniber Konkubinats-
paaren abzuschaffen, empfiehlt er
die Volksinitiative ,Fiir Ehe und
Familie — gegen die Heiratsstrafe”
zur Annahme (siehe N16).

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat Standerat
= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Medienmitteilung Bundesrat vom 12.10.11 >> link

Medienmitteilung Bundesrat vom 29.08.2012 >> link

Stellungnahme FDK vom 25.01.2013 >> link

Medienmitteilung des Bundesrats 08.10.2013 >> link

Die Familienbesteuerung (Dokumentation der EStV) >> link
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http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=41742
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=45731
http://www.fdk-cdf.ch/130125_ehepaarbst_e-vl-stn_fdk_def_d_uz.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=50510
http://www.estv.admin.ch/dokumentation/00079/00080/00736/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDdYR8fWym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--

R

Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen National

Okologische Steuerreform (Lenkungssystem im Energiebereich)

Typ: Geschdift des Bundesrafes Status: Vemehmlassung abgeschlossen, Bericht liegt noch nicht vor
Fakienblait EFD:  >> link

= Inhalt der Vorlage

Der Bundesrat will vertieft Gberprifen, wie das Steuersystem umgebaut und mit einer dkologischen Steverreform uner-
wiinschte Aktivitgten wie Energieverbrauch und Umweltverschmutzung starker belastet, erwiinschte Akfivitaten wie
Arbeit und Investitionen dagegen entlastet werden kénnten. Die Gesamtheit der Haushalte und Unternehmen soll
dabei insgesamt nicht mehr Steuemn bezahlen, sondern andere: Der Ertrag aus der dkologischen Steuerreform wiirde
durch Steuer- und Abgabensenkungen kompensiert oder an die Haushalte und die Unternehmen zurickverteilt. Der
Bundesrat hat das Eidgendssische Finanzdepartement (EFD) beauftragt, gemeinsam mit dem Eidgendssischen Depar-
tement for Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK] und dem Eidgendssischen Departement des Innem
(EDI) bis Mitte 2012 verschiedene Varianten einer dkologischen Steuerreform zu priffen und dem Bundesrat Empfeh-
lungen zum weiteren Vorgehen zu unterbreiten.

In der Wintersession 2014 hat der Nationalrat mit der Beratung der Energiestrategie 2015 begonnen.

In der Herbstsession 2014 haben die eidg. Rate die GLPInitiative "Energie- statt Mehrwertsteuer" zur Ablehnung emp-
fohlen. Die Initiative ist von Volk und Sténden am 08.03.2015 deutlich abgelehnt worden.

In der Herbstsession 2015 hat der Standerat mit der Beratung der Energiestrategie 2050 begonnen.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat | Standerat

| | |
= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Medienmitteilung Bundesrat vom 01.12.11 >> link

Rohstoff >> link

Zwischenschritt 08.03.2013 >> link

Botschaft zur Energiestrategie 2050 (04.09.2013) >> link

Bundesrat gibt Vernehmlassungsvorlage in Aufirag (21.05.2014) >> link

Vernehmlassung (zum Verfassungsartikel fir 2. Etappe) ersffnet (13.03.2015) >> link
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https://www.efd.admin.ch/dam/efd/de/dokumente/faktenblatt_lenkungssystemimklima-undenergiebereich.pdf.download.pdf/faktenblatt_lenkungssystemimklima-undenergiebereich.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=42479
http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/25059.pdf
http://www.efv.admin.ch/d/themen/finanzpolitik_grundlagen/oek_steuerreform.php
https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/7561.pdf
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=53052
http://www.efd.admin.ch/00468/index.html?lang=de&msg-id=56553

Neuigkeiten Aktuelle Steuerthemen National

Verjahrungsrecht der direkten Steuern

Typ: Geschdift des Bundesrafes Status: Referendumsirist ungenditzt abgelaufen / Inkraffireten 01.01.2017

= Inhalt der Vorlage

Die Verfolgungsverjaghrungsordnung im Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuches (AT StGB) wurde revidiert und gilt seit
dem 1. Oktober 2002 aufgrund der Einfihrungsbestimmung von Artikel 333 StGB auch fir das DBG und StHG. Wer
sich Uber die Verfolgungsverjchrung im Steuerstrafrecht ins Bild setzen will, muss somit das StGB zu Rate ziehen. Im
DGB und im SHHG sollen deshalb die Regeln der Verfolgungsveriéhrung von Steuerdelikien nachtraglich an den Artikel
333 SIGB angepasst werden.

Cleichzeitig werden die Sanktionen der Tatbesténde des Steuerbetrugs sowie der Veruntreuung von Quellensteuern
den Bestimmungen des revidierten StIGB angepasst. Zudem wird die Vollstreckungsverjahrung von Bussen und Kosten
aus einem Steverstrafverfahren der Vollstreckungsverjchrung der brigen Steverforderungen gleichgestellt. Uberdies
sollen Anpassungen, die aufgrund der jingeren Rechtsprechung des Bundesgerichtes im Bereich der Justizorganisati-
on notwendig geworden sind, im DBG und StHG vorgenommen werden. SchlieBlich schlagt der Bundesrat in beiden
Cesefzen weitere rein formelle Bereinigungen vor.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat | Standerat

11.3.14 Nationalrat be- Der Standerat hat mehrere
schliesst Nichteintreten, Ge-  Verjchrungsfristen im Steuer-
schaft geht zurick in den strafrecht angepasst
Sténderat (20.06.2013).

16.9.14 Nationalrat fritt nun
auch auf das Geschaft ein

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat
26.9.14 Mit 137:60 Stim- 20.06.2013 mit 29:0

men stimmt der Nationalrat | Stimmen stimmt der SR dem
den Gesetzesanderungen zu Entwurf zu.

Bundesgesefz 26.9.14 Mit 41:3 Stimmen

stimmt der Sténderat den

Botschaft

>> link

>> link

Gesefzesanderungen zu
= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Medienmitteilung Bundesrat vom 02.03.12 >> link
Schlussabstimmungstext (26.09.2014) >> link
Bundesgesetz Uber eine Anpassung des DBG und des StHG an die Allgemeinen Bestim- :

>> link
mungen des SIGB
Medienmitteilung Bundesrat (25.02.2015) >> link
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http://www.admin.ch/ch/d/ff/2012/2869.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2012/2891.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=43621
http://www.parlament.ch/sites/doc/CuriaFolgeseite/2012/20120036/Schlussabstimmungstext%20NS%20D.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2015/779.pdf
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=56354

R

Neuigkeiten Aktuelle Steuerthemen National
Einheitliches Steuerstrafrecht
Typ: Geschdift des Bundesrafes Status: Auftrag des Bundesrates an das EFD fir Botschaft bis Ende 2015

= Inhalt der Vorlage

Durch eine Vereinheitlichung der Verfahren und der Straftatbesténde im Steuerstrafrecht will der Bundesrat die Rechfssi-
cherheit starken. Ein Sachverhalt soll fir samtliche davon betroffenen Steuern strafrechtlich gleich verfolgt und beurteilt
werden. In Hinterziehungsverfahren sollen zudem auch die kantonalen Steuerbehérden Zugang zu Bankdaten erhalten.
Der Bundesrat hat das Eidgendssische Finanzdepartement (EFD) beaufiragt, gemeinsam mit den Kantonen eine entspre-
chende Vermehmlassungsvorlage auszuarbeiten.

Das Steverstrafrecht ist Bestandteil des geltenden Steuerrechts und enthdlt Instrumente, um Steuerdelikte zu ahnden und
damit die Steuergerechtigkeit zu gewdhrleisten. Im geltenden Recht werden die Strafbestimmungen und die Verfahren
jedoch je nach Steverart unterschiedlich festgelegt. Wenn ein Sachverhalt mehrere Steuerarten betrifft, 16st er mehrere
Verfahren aus und kann unterschiedlich beurteilt werden.

Mit der Revision des Steuerstrafrechts sollen diese Schwdchen des geltenden Rechts beseitigt sowie ein einheitlicheres
Verfahren, einheitlichere Straftatbesténde und klarere Zusténdigkeiten geschaffen werden (siehe Kasten ,Eckwerte der
Reform']. Indem ein Sachverhalt fir alle Steverarten nach gleichen Massstdben erhoben werden kann, erhéht sich die
Rechtssicherheit. Die Vereinheitlichung der Straftatbesténde wird es erméglichen, eine Widerhandlung fir alle Steuer
arten vergleichbar nach der Schwere der Tat zu beurteilen. Die Vereinheitlichung der Verfahren sieht vor, dass auch
die kantonalen Steuerbehdrden in Hinterziehungsverfahren Zugang zu Bankdaten erhalten.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat | Standerat

Grundrichtung stimmt 01.03.2011 Annahme der  15.09.2010 Annahme der
Motion Motion

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat Standerat
Motion Schweiger 10.3493

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Medienmitteilung Bundesrat vom 21.09.2012 >> link
Motion Schweiger vom 17.06.2010 >> link
Stellungnahme FDK zur Ausdehnung der Rechtshilfe auf Fiskaldelikte vom 21.09.2012 >> link
Medienmitteilung Bundesrat vom 30.05.2013 >> link
Stellungnahme FDK zur Vorlage vom 20.09.2013 >> link
Ergebnisbericht Vernehmlassung (Mai 2014) >> link
Bundesrat gibt die Botschaft in Auftrag (02.07.2014) >> link
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http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=46074
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20103493
http://www.fdk-cdf.ch/120921_irsg_stn_fdkpvb_def_d_uz.pdf
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=49039
http://www.fdk-cdf.ch/130920_ststrafr_vl-stn_fdk_def_d_uz.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/documents/2288/Steuerstrafrecht_Ergebnisbericht2_de.pdf
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=53655

R
Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen National

Systemwechsel bei der Besteuerung des Wohneigentums

Typ: Motionen Status: /m Nationalrat behandelt

= Inhalt der Vorlage

Kurzinhalte der vier eingereichten Motionen (M) und der Interpellation (1):

Motion 12.3778 Streiff-Feller: Besteuerung des Eigenmietwertes soll aufgehoben werden. Unterhaltskosten dirfen nur noch abgezogen werden,
soweit sie mit Energiespar- & Umweltschutzmassnahmen oder denkmalpflegerischen Arbeiten zusammenhéingen. Private Schuldzinsen sollen im Um-
fang von 80 Prozent der steuerbaren Vermdgensertréige abgezogen werden kénnen. Fir Ersterwerber von selbstgenutztem VWohneigentum soll ein
zeitlich und befragsméssig begrenzter Abzug von Hypothekarzinsen méglich bleiben. = Erledigt (abgelehnt)

Motion 12.3826 Griine Fraktion: Die Eigenmietwertbesteuerung wird abgeschafft. Im Gegenzug werden alle Steuerabziige auf selbstgenutztem
Wohneigentum abgeschafft (reiner Systemwechsel). = Erledigt (abgelehnt)

Motion 12.3874 Bé&umle: Der Mietwert von selbstbewohnten Liegenschaften oder Liegenschafisteilen im Privatvermégen, die den Steuerpflichtigen
aufgrund von Eigentum oder eines unentgeltlichen Nutzungsrechtes fir den Eigengebrauch zur Verfiigung stehen, gilt nicht als steuerbares Einkommen.
Bei solchen Liegenschaften oder Liegenschaftsteilen diirfen ausschliesslich Aufwendungen fiir energetische Sanierungen im Umfang der effekfiven
Aufwendungen abgezogen werden. Weitere Abziige fir z. B. Unterhalt oder fir Schuldzinsen sind nicht zulassig. = Erledigt (abgelehnt)

Interpellation 12.3866 Géssi: Streichen des Eigenmietwertes; Abzug der Hypothekarzinsen in den ersten finf Jahren 100 Prozent, dann jghrlich
um 20 Prozent reduziert, ab dem 10. Jahr gestrichen; Abzugsfahigkeit der werterhaltenden, baulichen Liegenschafts-Unterhaltsabziige sowie Abzige
fir energetische Sanierungen von 1,5 Prozent des Repartitions- oder Steuerwertes der liegenschaft. Um gréBere Sanierungen zu erleichtern, sollen
diese ber finf Jahre verteilt abziehbar sein. = Erledigt (abgeschrieben)

Postulat 12.3923 Leutenegger F. (von G8ssi iibernommen): Ausdehnung kantonale Hértefallregelungen; Ausdehnung Unternutzungsabzug auf
alle Kantone = Annahme im Nationalrat (im Stéinderat noch nicht behandelt)

Motion 13.3083 Egloff:

Eigentimer von selbstgenutztem VWohneigentum oder Inhaber eines unentgeltlichen Nutzungsrechts fir den Eigengebrauch sollen im laufe der Ge-
brauchsdauer das einmalige VWahlrecht haben, sich dafiir zu entscheiden, dass der Eigengebrauch der Liegenschaft am Wohnsitz nicht der Einkom-
mensstever unterliegt. > Annahme im Nationalrat (iberwiesen an Sténderat, dort noch nicht behandelt)

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat | Standerat

14.11.12 Bundesrat beantragt 16.9.2014 NR nimmt P 12.3923
Ablehnung der M12.3826 & an

12.3874 25.9.174 NR nimmt M 13.3083 an
21.11.12 Beantragt Annahme der

M 12.3778

8.5.13 Beantragt Ablehnung der M

13.3083

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat Standerat

Knappe Ablehnung der Initiative
"Sicheres VWohnen im Alter".

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Motion 12.3778 vom 25.09.2012 >> link
Motion 12.3826 vom 26.09.2012 >> link
Motion 12.3874 vom 27.09.2012 >> link
Inferpellation 12.3866 vom 27.09.2012 >> link
Postulat 12.3923 vom 28.09.2012 >> link
Motion 13.3083 vom 14.03.2013 >> link
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http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20123778
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20123826
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20123874
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20123866
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20123923
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20133083

R

Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen National

Eidgendssische Volksinitiative Ja zum Schutz der Privatsphére

Typ: Volksinitiative Status: Botschaft liegt vor / von den eidg. Réiten noch nicht behandelt

= Inhalt der Vorlage

Die Bundesverfassung wiirde bei Annahme der Initiative wie folgt gedndert:

Art. 13 Schuiz der Privatsphére
1 Jede Person hat Anspruch auf Schutz der Privatsphdare.

2 Jede Person hat Anspruch auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung sowie ihres Brief-, Post- und Fernmeldever
kehrs und auf Schutz ihrer finanziellen Privatsphére.

3 Jede Person hat Anspruch auf Schutz vor Missbrauch ihrer persénlichen Daten.

4 Dritte sind im Zusammenhang mit direkten Steuern, die von den Kanfonen veranlagt und eingezogen werden, zur Auskunft gegen-
iber Behdrden Uber eine Person mit VWohnsitz oder Sitz in der Schweiz, die der Auskunftserteilung nicht zustimmt, nur im Rahmen
eines Strafverfahrens und ausschliesslich dann berechtigt, wenn der begriindete Verdacht besteht, dass:

a. zum Zweck einer Steuerhinterziehung gefdlschte, verfélschte oder inhaltlich unwahre Urkunden wie Geschdftsbiicher, Bilanzen,
Erfolgsrechnungen oder Lohnausweise und andere Bescheinigungen Dritter zur Téuschung gebraucht wurden; oder
b. vorsétzlich und fortgesetzt ein grosser Steuerbetrag hinterzogen oder dazu Beihilfe geleistet oder angestiftet wurde.

5 Uber das Vorliegen eines begriindeten Verdachts nach Absatz 4 entscheidet ein Gericht.

6 Im Zusammenhang mit indirekten Steuern gelten fir die Auskunft gegeniber Behérden die Voraussetzungen nach den Absétzen 4
und 5 sinngemdss.

7 In anderen als steverlichen Belangen regelt das Gesetz die Voraussetzungen, unter denen Auskunft erteilt werden darf.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat | Standerat

empfiehlt die Initiative zur Ab- | Empfiehlt Initiative ohne Gegen-
lehnung vorschlag zur Ablehnung

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat

Botschaft des Bundesrates

>> link
= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Vorprifung >> link
Homepage Initiativkomitee >> link
Argumentation Initiativkomitee >> link
Bundesverfassung (Art. 13) >> link
Stellungnahme Bundesrat (11.02.2015) >> link
Medienmitteilung des Bundesrates vom 26.08.2015 >> link
Stellungnahme FDK vom 28.09.2015 >> link
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https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2015/7043.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/3443.pdf
http://www.privatsphaere-schuetzen.ch/index.html
http://www.privatsphaere-schuetzen.ch/downloads/argumentarium-d.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19995395/index.html
http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/38260.pdf
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=58462
http://www.fdk-cdf.ch/150928_vi-ps_mm_fdk_def_d.pdf

R

Neuigkeiten Akiuelle Steuerthemen National

Revision der Quellenbesteuverung

Typ: Geschdift des Bundesrates Status: Botschaft liegt vor / von eidg. Raten noch nicht behandelt

= Inhalt der Vorlage

Wer fiir sein Erwerbseinkommen an der Quelle besteuert wird und in der Schweiz ansdssig ist, soll kinftig nachtréglich ordentlich
veranlagt werden kénnen. Diese Méglichkeit soll auch Quellenbesteuerten offen stehen, die nicht in der Schweiz anséssig sind, aber
einen Grossteil ihrer weltweiten Einkinfte in der Schweiz erzielen. Dadurch kénnen Ungleichbehandlungen zwischen quellenbestever
ten und ordentlich besteuerten Personen beseitigt werden. Der Bundesrat hat die Botschaft zu einer entsprechenden Gesetzesdnderung
verabschiedet.

Unmittelbarer gesetzgeberischer Anpassungsbedarf an der geltenden Quellensteuerordnung ergibt sich aus einem Entscheid des
Bundesgerichts. Dieses stellte am 26. Januar 2010 erstmals fest, dass die Quellenbesteuerung in gewissen Féllen gegen das mit der
Europdischen Union abgeschlossene Personenfreiziigigkeitsabkommen verstdsst. Geméiss Bundesgericht haben Quellensteuerpflichtige
ohne Wohnsitz in der Schweiz, die hier mehr als 90 Prozent ihrer weltweiten Einkiinfte erzielen (so genannte Quasi-Ansdssige), An-
spruch auf die gleichen Abziige wie in der Schweiz ordentlich besteuerte Personen.

Mit der Revision bleibt fir die heute betroffenen Personenkategorien die Erhebung einer Quellensteuer bestehen. Kiinftig soll jedoch
allen ansassigen Quellensteuerpflichtigen nachiréglich eine ordentliche Veranlagung offen stehen. Ab einem noch festzulegenden
Erwerbseinkommen sind sie wie im geltenden Recht von Amtes wegen nachtréglich im ordentlichen Verfahren zu veranlagen. Alle
andemn kénnen eine nachtrégliche ordentliche Veranlagung beantragen. Die ergénzende ordentliche Veranlagung, mit welcher nicht
quellensteverpflichtige Einkiinfte und Vermégen erfasst werden, soll ebenfalls durch die nachtrégliche ordentliche Veranlagung ersetzt
werden. Dies fihrt zu einer Vereinheitlichung der Verfahren bei den anscissigen Quellensteuerpflichtigen.

Die nachtrégliche ordentliche Veranlagung steht auch Nicht-Anséssigen offen, sofern sie einen Grossteil ihrer Einkiinfte in der Schweiz
erzielen und damit die Voraussetzungen zur Quasi-Ansassigkeit erfillen. Fir alle Gbrigen NichtAnsdssigen ist die Quellensteuer defini-
fiv. Sie tritt an die Stelle der im ordentlichen Verfahren zu veranlagenden Steuern auf dem unselbststandigen Erwerbseinkommen. Mit
der Neugestaltung des Quellensteuerregimes eriibrigt sich kiinftig das Instrument der Tarifkorrekturen zur nachtréglichen Geltendma-
chung zusétzlicher Abziige.

Eine Schatzung tber die finanziellen Auswirkungen Iésst sich mangels zuverldssiger Daten nicht treffen. Die Beseitigung von Ungleich-
behandlungen zwischen quellenbesteverten und ordentlich besteuerten Personen hat fir die kantonalen Steverbehérden veranla-
gungsbedingt Mehraufwand zur Folge.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat Standerat

| |
= Chronologie Entscheidungsfindung

‘ Initialisierung & Anstoss ‘ Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat Standerat

Entscheid Bundesgericht Cesetzesentwurf >> Link

Botschaft >> link

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation

Ergebnisbericht Vernehmlassung (Okiober 2014 >> link
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http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2015/701.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2015/657.pdf
http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/37496.pdf

Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen National

Besteuerung von land- und forstwirtschaftlichen Grundstiicken

Typ: Motion Status: Motion von beiden Raten angenommen / Vernehmlassung zum Ge-
setzesentwurf abgeschlossen, Botschaft liegt noch nicht vor

= Inhalt der Vorlage

Grundstiickgewinne aus dem Verkauf von land- und forstwirtschaftlichen Grundstiicken werden privilegiert besteuert. Ein Urteil des
Bundesgerichts aus dem Jahr 2011 beschrankte diese Privilegierung auf Grundstiicke, die dem béuerlichen Bodenrecht unterstellt sind.
Seither werden Verdusserungsgewinne aus Baulandreserven des Anlagevermdgens land- und forstwirtschaftlicher Betriebe vollumféng-
lich besteuvert. Die Vorlage beabsichtigt eine Rickkehr zur Steuerpraxis vor 2011,

Grundstfiickgewinne aus dem Verkauf von Baulandreserven land- und forstwirtschaftlicher Betriebe sollen inskiinftig wieder nur im Um-
fang der wiedereingebrachten Abschreibungen der Einkommenssteuer unterliegen. Der Wertzuwachsgewinn soll beim Bund steuerbe-
freit sein. In séimflichen Kantonen soll der Wertzuwachsgewinn der Grundstiickgewinnsteuer unterliegen.

= Beratung und Meinungsbildung

~ Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat Standerat

Lehnt den Gesetzesentwurf ab  Bundesrat verlangte die Ableh-  16.9.13 NR nimmt Motion an 8.12.14 SR nimmt Motion an
nung der Motion

= Chronologie Entscheidungsfindung

‘ Initialisierung & Anstoss ‘ Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat Standerat
Motion 12.3172

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Motion 12.3172 von Leo Miller vom 14.03.2012 >> link
Vernehmlassungsentwurf (Vorlage, Bericht] >> link / >> Link
Stellungnahme der FDK vom 25.09.2015 >> link

Stellungnahme Finanzdepartement des Kanfons Luzern vom 11.09.2015 >> link

Newsletter Dienststelle Stevern vom 03.02.2015 >> link
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http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20123172
https://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/documents/2702/Besteuerung-land-und-forstwirtschaftlicher-Grundstuecke_Entwurf_de.pdf
https://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/documents/2702/Besteuerung-land-und-forstwirtschaftlicher-Grundstuecke_Erl.-Bericht_de.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/150925_bg_lw-fow_grundstuecke_vl-stn_fdk_def_d_uz.pdf
http://www.lu.ch/-/media/Kanton/Dokumente/FD/Stellungnahmen/Vernehmlassung_11092015.pdf?la=de-CH
https://newsletter.lu.ch/inxmail/html_mail.jsp?id=0&email=newsletter.lu.ch&mailref=0000st0000076000000000cks5hxomty

Neuigkeiten M Aktuelle Steverthemen

LU - Praxisverbesserungen - Praxisdnderungen

Typ: Weisungen Dienststelle Status: favfend

= Inhalt der Vorlage

Praxisverbesserungen - Praxisinderungen 2015
m Kinderabzug fir vollighrige Kinder mit steuerbarem Einkommen unter TCHF 18 im Regelfall ohne weitere Prifungen gewdhren

m Uberarbeitung Formular S5 Liquidationsgewinn - benutzerfreundliche Gestaltung mit Unterziffern zur Deklaration (Periode 2015)

Praxisverbesserungen - Praxiséinderungen 2014
m Anpassung Landrichtwerte; Landwert im Katasterwert wird fir alle gleich verwendet (Verkehrswert minus 20%).

m Kundenfreundliche Anwendung KS EStV Nr. 40 (Rickerstattung VSt).

m Séule 3a-Guthaben sind neu auch nach dem Alter 59 /60 steuermeutral auf eine andere Vorsorgeeinrichtung Ubertragbar.

Praxisverbesserungen - Fraxisinderungen 2013

m VStEntscheid wird neu zusammen mit der Veranlagung versandt = Einsprache muss so nur noch bei der veranlagenden Behor-
de gemacht werden.

m Kundenfreundlicher formuliertes Rechtsmittel zu §47 Abs. 2a SchG
m Uberarbeitung Abgrenzung liegenschaftsunterhaltskosten - wertvermehrender Aufwand 2 ab StP 2013

m Ubertragung der Mehrheitsbeteiligung an einer Holding mit Betriebsgesellschaft und Immobiliengesellschaft & keine wirtschaftli-
che Handénderung

m Aufschaltung Elektronisches Formular samt VWegleitung fir die GGSt >> Link

m Aufschaltung Orientierungstool Familienbesteuerung >> Link

Praxisverbesserungen - Praxiséinderungen 2012

m Wechsel beim Liegenschaftsunterhalt von der bisherigen Fixpauschale zur Wechselpauschale (analog dBSH).
m Wegfall zweijchriges Einspracherecht der Steverbehdrden nach § 161 SiG.
m Angleichung Familientarif bei unterschiedlichen Familienformen an Praxis direkte Bundessteuer.

m Quellenstever: Umsetzung Diskriminierungsverbot

Praxisverbesserungen - Praxiséinderungen 201 ]

m Wechsel bei der Gewinnbesteuerung von Ausland-Ausland-Geschéften der gemischten Gesellschaften von einer festen Steuer
von 1,5% - 3% zur Quotenbesteuerung zu 15% - 30% [bei Gewinnen bis 100 Mio.) bzw. 10% (fir Gewinne tber 100 Mio.); im
2011 besteht fir die Gesellschaften ein Wahlrecht; fir Domizilgesellschaften gilt neu eine Quote von 10% als steuerbar (bisher
0%). Die Praxisanpassung ist auf Grund der Wettbewerbssituation mit den umliegenden Kantonen unumgéinglich; die neue Praxis
folgt den Empfehlungen der SSK; Luzem positioniert sich domit auf Rang 3 innerhalb der Zentralschweiz.

m Neu Beriicksichtigung des vollen Verpflegungsabzuges im QStTarif (bisher nur halber Abzug). Anschluss an gednderte Praxis
Bund und somit Gleichbehandlung der Quellenbesteuerten mit ordentlich besteuerten Personen.

m Senkung der Héchst- und Mindestbelastung fir Korporationsgemeinden (Gesamtbelastung Staats- und Gemeindesteuern von
max. 25% auf 12% des steverbaren Reingewinns/ Mindestbelastung von 2% auf 1% des steuerbaren Eigenkapitals).

m Anpassung des Abzuges bei auswdartigem Wochenaufenthalt zugunsten der Steuerpflichtigen.

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Steverbuch Verwaltungsgesellschaften >> link |
Steverbuch Quellensteuertarife >> link

Steverbuch Korporationsgemeinden >> link
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https://steuern.lu.ch/steuererklaerung/steuererklaerung_grundstueckgewinnsteuer
http://interface2.lu.ch/steuerkalkulator/familienbesteuerung.aspx
http://www.steuerbuch.lu.ch/lustb_b2_unternehmen_verwaltungsgesellschaften
http://www.steuerbuch.lu.ch/lustb_b2_quellensteuer_quellensteuertarife
http://www.steuerbuch.lu.ch/lustb_b2_unternehmen_hoechstleistungen

Neuigkeiten B Aktuelle Steuerthemen Kantonal

LU - Steuerliche Massnahmen "Leistungen und Strukturen II"

Typ: Gesetzescéinderungen / Verord-  Status: vom Kantonsrat am O4. 11.20 14 behandelt
nungsanpassungen

= Inhalt der Vorlage

Reduktion Inkassoprovision Quellensteuer von 4% auf 2% fir ordentliche Quellensteuer und 1% bei Quellenstever auf Kapitalbe-
ziigen. 2 Die entsprechende Verordnungsanpassung ist vom Regierungsrat am 16.09.20 14 beschlossen worden. Sie rift per
01.01.2015 in Kraft

EinfShrung Minimalsteuer bei juristischen Personen (Kapitalgesellschaften CHF 500, Genossenschaften CHF 200).
- abgelehnt

Neuregelung Abzige Eigen- und Fremdbeireuung, Streichung des Eigenbefreuungsabzuges von 2'000 CHF und Erhéhung des
maximalen Fremdbetreuungsabzuges von bisher 4'700 auf 6'700 CHF. = abgelehnt

Begrenzung Fahrkostenabzug auf 3'000 CHF, wie dies auch auf Bundesebene fir die direkte Bundessteuer vorgesehen ist (siche
N26). > abgelehnt

Authebung der Milderung der wirtschaftlichen Doppelbelastung von Vermégen (Authebung Teilbesteuerung Beteiligungsver-
mdgen). = angenommen, fritt per 01.01.2016 in Kraft

Reduktion der Milderung der wirischaftlichen Doppelbelastung von Einkommen (Erhdhung Teilbesteuerungsquote fir private
Beteiligungseriréige von bisher 50% auf neu ©0% analog zur direkten Bundessteuer]. = abgelehnt

Jahrlicher Ausgleich der kalten Progression = angenommen, fritt per 01.01.2016 in Kraft

Authebung der Lohnmeldepflicht fir Arbeitgeber = angenommen, fritt per 01.01.2016 in Kraft

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
 Ubersicht Massnahmen "leistungen und Strukturen II >> link
\E;ofschoﬂ des Regierungsrates an den Kantonsrat (B120 vom 11.09.2014) >> link
Anderungen Steuergesetz per 01.01.2016 (§60, § 61 und § 150) >> link

© Dienststelle Stevern Kanton Luzem Herbstversion 2015 06.11.2015


http://www.lu.ch/-/media/Kanton/Dokumente/SK/Publikationen/20140627_ls_massnahmen.pdf
http://www.lu.ch/downloads/lu/kr/botschaften/2011-2015/b_120.pdf
https://steuern.lu.ch/-/media/Steuern/Dokumente/RechtUndGesetzgebung/2015/gs_15_03_620.pdf?la=de-CH

Neuigkeiten M Aktuelle Steverthemen Kantonal

SP - Initiative "Fir faire Unternehmensstevern”

Typ: Volksinitiative Status: /nitiative kommt ohne Gegenvorschlag zur Abstimmung

= Inhalt der Vorlage

Die Initiative ,Fir faire Unternehmenssteuern” will den Gewinnsteuersatz je Einheit fir Unternehmen von 1.5% auf
2.25% anheben.

Der Regierungsrat lehnt die Initiative ab. Er unterbreitet dem Kantonsrat folgenden Gegenvorschlag:
= neue Minimalsteuer
for Kapitalgesellschaften  CHF 500.-
for Genossenschaften  CHF 200.-
= Erhdhung Teilbesteverungssatz Einkommen von 50% auf 70% (Vorwegnahme USR 1ll)

= Beratung und Meinungsbildung

| | Regierungsrat Kantonsrat |

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Kantonsrat | Volksabstimmung

Regierungsrat lehnt Initiative
mit Gegenvorschlag ab

= Chronologie Entscheidungsfindung

Botschaft >> Link 3.11.15 KR lehnt Initiative  voraussichtlich am 28.2.16

SP Kanton Luzemn
und Gegenvorschlag ab

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation

Informationen zur Initiative auf der Website der SP- Kanton Luzern >> link

© Dienststelle Steuern Kanton Luzern 06.11.2015



http://www.lu.ch/downloads/lu/kr/botschaften/2015-2019/b_010.pdf
http://www.sp-luzern.ch/de/ja-zu-fairen-unternehmensteuern

e ————FAcT-SHEET

Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen Kantonal

SVP - Initiative "Steuererhéhungen vors Volk

Typ: Volksinitiative Status: /nitiative zustande gekommen

= Inhalt der Vorlage

Erhdhungen des Staatssteverfusses sollen gemdss Initiative obligatorisch einer Volksabstimmung unterstellt werden.

= Beratung und Meinungsbildung

| | Regierungsrat | Kantonsrat |

| | | |
= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Kantonsrat | Volksabstimmung

SVP Kanton Luzern

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PalFDokumentation




Archiv




International

Aktuelle Steuerthemen

Neuigkeiten M

Amtshilfe bei Steuerhinterziehung

Status: Teilrevision vom 21.03.2014; Inkrafttreten 01.08.2014
Fakfenblatt EFD: Internationale Steverpolitik >> Link (SIF)

Typ: Staatsvertrag,/Bundesgesetz

>> link

= Inhalt der Vorlage

Die Anpassung der Amishilfe an den OECD-Standard wurde im Méarz 2009 vom Bundesrat beschlossen. Art. 26 des Musferabkommens der
OECD st seither fester Bestandteil der neuen Doppelbesteuerungsabkommen. Bis Ende 2010 wurden bereits 31 dieser neuen Doppelbesteue-
rungsabkommen im Parlament gutgeheissen. Die Anforderungen zur Identifizierung von Steverpflichtigen waren aber zu restriktiv. Deshalb hat die
OECD darauf gedréngt, dass schon die Angabe einer Kontonummer oder einer Sozialversicherungsnummer zur Amishilfe verpflichtet. Der Bundes:
rat hat deshalb ein Zusatzprotokoll verabschiedet, welches diesem Umstand Rechnung tréigt. Das Parlament ist auf diese neuerliche Verschérfung
der Richtlinien z&hneknirschend eingetreten.

Die Botschaft des Bundesrates zum Steveramishilfegesetz befindet sich in der parlamentarischen Beratung. Neben den neuen Doppelbesteuerungs-
abkommen nach OECD-Standard ist auch die sogenannte Abgeltungssteuer Gegenstand von bilateralen Abkommen (mit Deutschland, Grossbri-
tannien, und Osterreich). Den automatischen Informationsaustausch und die Amishilfe bei widerrechtlich erlangten Bankkundendaten lehnt der
Bundesrat ab.

Die Schweiz soll neu auch bei Gruppenanfragen Amishilfe leisten und so dazu beitragen, dass Steuersinder identifiziert werden kénnen. Grup-
penanfragen gehdren seit Mitte Juli 2012 zum OECD-Standard. Dies bedeutet, dass die Staaten auch dann Amishilfe leisten missen, wenn sich
das Gesuch auf eine Gruppe von nicht einzeln identifizierten Personen bezieht, die sich durch ein bestimmtes Verhaliensmuster verdéchtig gemacht
haben. Im Schweizer Recht ist der neue Standard jedoch noch nicht verankert. Nun haben National- und Sténderat beschlossen, im Steueramishil-
fegesetz die Gruppenanfragen nicht auszuschliessen. Gruppenanfragen sollen jedoch erst ab 2013 (Inkraftireten des Steveramishilfegesetzes)
moglich sein.

Infernationale Entwicklungen machen bereits eine Teilrevision des Steueramishilfegesetzes nétig (14.08.2013). Am 15.10.2013 hat die Schweiz
die OECD-Konvention zu Steuerdelikten unterzeichnet. Diese sieht die gegenseitige Amishilfe und den spontanen Informationsaustausch vor.

Mit der am 21.03.2014 beschlossenen Teilrevision wird es den Schweizer Behérden ermdglicht, Steversinder nicht mehr in jedem Fall vorgéngig
zu informieren, wenn Daten an andere Staaten Ubermittelt werden. Auf Basis gestohlener Daten leistet die Schweiz auch weiterhin keine Amishilfe.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz

Bundesrat

Nationalrat

Sténderat

Grundsatzlich einverstanden.
Kann der Teilrevision zustimmen.

Der Bundesrat beschliesst am
13.03.2009 den OECD-
Standard bei der Amtshilfe in

Steuersachen zu ibernehmen.

Der Nationalrat folgt dem Bun-
desrat.

Der Sténderat folgt dem Bundes-
rat.

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss |

Botschaft/Entwurf Gesetzestext

Nationalrat

Sténderat

Steuerstreit mit der EU; Schwarze
und Graue listen; Unferscheidung
Steverbetrug & Steuerhinterziehung;
Rige der OECD

Botschaft des Bundesrates
>> link

Entwurf Gesetzestext

>> link

Botschaft zur Anderung des Stever-
amtshilfegesetzes >> link

Entwurf Gesetzestext >> Link

29.02.2012 Nationalrat stimmt
dem Gesetz mit 113:58 Stimmen
zu.

28.09.2012 Nationalrat stimmt mit
134:50 dem Gesetz zu (inkl.
Gruppenanfragen).

21.03.2014 Nationalrat stimmt mit
137:56 der Anderung des Stever-

amishilfegesetzes zu.

29.05.2012 Standerat stimmt dem
Cesetz ohne Gegenstimme zu (will
Gruppenanfragen zulassen)
28.09.2012 Standerat stimmt dem
Gesetz mit 40:5 Stimmen zu.
21.03.2014 Standerat stimmt mit
39:3 der Anderung des Steveramts-

hilfegesetzes zu.

= Weitere Informationen (Links)

& Links funktionieren in der PaFDokumentation

Berichte Gber infernationale Finanz- und Steverfragen 2012-2014 >> link
Stellungnahme der FDK zur Vernehmlassungsvorlage >> link
Ergéinzungsbotschaft zu den Doppelbesteuerungsabkommen >> link
Amtshilfeverordnung (Vorabruck| >> link
Ergebnis Vernehmlassungsverfahren >> link
Bundesgesetz Uber die internationale Amishilfe in Steversachen vom 28.09.2012 >> link
Teilrevision des Steueramtshilfegesetzes; Bundesrat erdffnet verkiirzte Vernehmlassung (14.08.2013) >> link
Stellungnahme der FDK zur Teilrevision (20.09.2013) >> link
Bericht Vemnehmlassung zur Teilrevision (Oktober 201 3) >> link
Medienmitieilung des Bundesrates 16.10.2013 >> link
Bundesgesetz tber die internationale Amishilfe in Steuersachen vom 21.03.2014 >> link

© Dienststelle Stevern Kanton Luzem
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http://www.efd.admin.ch/themen/wirtschaft_waehrung/02369/index.html?lang=de
http://www.sif.admin.ch/
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6193.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6233.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/8369.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/8383.pdf
https://www.sif.admin.ch/sif/de/home/dokumentation/publikationen/publicationen-bestellen/bericht-ueber-internationale-finanz--und-steuerfragen-2014.html
http://www.fdk-cdf.ch/110325_stag_vl-stn_fdk_def_d_uz.pdf
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00570/02263/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDeoJ_fGym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/20252.pdf
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00571/02256/index.html?lang=de
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2012/8237.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=49858
http://www.fdk-cdf.ch/130920_stahig_vl_stn_fdk_def_d_uz.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/documents/2406/V_Ergebnisbericht_Steueramtshilfegesetz.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=50606
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2014/2887.pdf

Neuigkeiten M Aktuelle Steverthemen International
EU-Steuerstreit

Typ: Staatsvertrag Status: Steverabkommen mit Grossbritannien & Osterreich sind ratifiziert und seit
01.01.2013 in Krafi: Deutschland hat das Abkommen abgelehnt
Faktenblatt EFD: >> link (Erbschaftssteuerabkommen FRA)  >> Llink Zinsbesteuerung
Internationale Steuerpolitik >> Link (SIF)

= Inhalt der Vorlage

Die Abgeliungssteuer wird von einer Zahlstelle (in der Regel eine Bank) erhoben und anonym an die Steuerbehdrde abgefihrt. Mit der Abgeliungs-
steuer ist die Einkommenssteuer, die auf Kapitalertréige entféllt, — wie der Name sagt — abgegolten. Der Steuer sind natiirliche Personen und mit
diesen verbundene Konstrukte (Sitzgesellschaften, Anstalten, Stiftungen efc.] unferstellt. Sie kann auf Zinsen, Dividenden und anderen Kapitalertré-
gen erhoben werden. Die Steuerberechnung erfolgt mit einem fixen Satz, unabhéngig von der persénlichen Einkommens- oder Vermégenssituation
des Steuverpflichtigen.

Die Schweiz strebt folgende Regelung an: Die Schweiz vereinbart mit einem Drittsiaat, dass Vermagenswerte von Kunden aus diesem Driffstaat in
Anlehnung an die dortigen Steuerregeln und -séitze erfasst und von der Zahlstelle erhoben werden. Die Zahlstelle, welche diese Steuer auf die bei
ihr hinterlegten und verwalteten Kundenvermégen erheb, liefert den Steverbetrag an die Eidgendssische Steververwaltung ab. Dabei wird nur das
Wohnsitzland, jedoch nicht der Name des Kunden genannt. Die gesamten Steuerertrége werden dann von der Eidgendssischen Steververwaltung
an das Wohnsitzland abgefthrt. Die steuerliche Privatsphére des Bankkunden bleibt somit gewahrt. Die Abkommen mit Deutschland (dieses wurde
von Deutscher Seite abgelehnt), Grossbritannien und Osterreich sind unterzeichnet und auch von der EU-Kommission als EU-rechtskonform beurteilt
worden. Die eidgendssischen Réte haben alle 3 Abkommen gutgeheissen und auch das Bundesgesetz iber die Infernationale Quellenbesteuerung,
mit dem die Steverabkommen im Schweizer Recht umgesetzt werden, angenommen.

Luxemburg hat im Zuge des FATCA-Abkommens mit den USA entschieden ab 01.01.2015 auf den Automatischen Informationsaustausch (AIA|
innerhalb der EU zu setzen. Osterreich wird voraussichtlich folgen. Dadurch wird der Druck auf die Schweiz weiter zunehmen. Der Bundesrat
mé&chte im Rahmen der OECD die Auspréigung des AIA mitgestalten, pocht jedoch auf einen weltweit giiliigen Standard. Das Erbschaftssteuerab-
kommen mit Frankreich ist gescheitert. Mit der EU soll iber die Einfihrung des AIA nach OECD-Standard verhandelt werden, womit die laufenden
Verhandlungen iber die Ausdehnung des Zinsbesteuerungsabkommens ebenfalls neu ausgerichtet werden miissen-> siche Neu 14.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat Standerat
Die FDK ist nicht sonderlich begeistert. 10.08.2011 Schweiz und Deutschland | 30.05.2012 Nationalrat stimmt den 29.05.2012 Sténderat stimmt den

parpherieren Steverabkommen Abkommen mit Deutschland, Grossbritan- | Abkommen mit Deutschland, Grossbritan-
21.09.2011 Schweiz und Deutschland | nien und Osterreich ebenfalls zu. nien und Osferreich zu
unterzeichnen bilaterales Steuerabkom- | 15.07.2012 Nationalrat nimmt das 15.07.2012 nimmt das Bundesgesetz
men (05.04.2012 Ergénzung) Bundesgesetz iber die Internationale Uber die Internationale Quellenbesteue-
06.10.2011 Schweiz und GB unter- Quellenbesteuerung, mit dem die Steuer- | rung, mit dem die Steuerabkommen im
zeichnen bilaterales Steverabkommen abkommen im Schweizer Recht umgesetzt Schweizer Recht umgesetzt werden mit
[20.03.2012 Anderungsprotokoll) werden mit 96:86 an. 37:0 an.
13.04.2012 Schweiz und Osterreich
unterzeichnen bilaterales Steverabkom-
men

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat
Amtshilfe nach OECD-Standard und | Abkommen CH-D >> Link 15.06.2012 Abkommen mit 15.06.2012 Abkommen mit
Bankgeheimnis. Abkommen CH-GB >> link Deutschland (109:76) Deutschland (36:4)
Abkommen CH-A >> link Abkommen mit Grossbritannien Abkommen mit Grossbritannien
(110:77) (34:06)

Abkommen mit Osterreich (143:46) Abkommen mit Osterreich (37:3)

¢
= Weitere Informationen (Links) A links funktionieren in der PaFDokumentation
Abgeltungssteuer; Das Wichtigste in Kiirze >> link
Fragen und Antworten zur Abgeltungssteuer >> link
Vermégensverwaltung im Umbruch (Beitrag ECO) >> link
Rohstoff neues Steuerabkommen 10.8.2011 >> link
Bundesrat eréffnet Vernehmlassung >> link
Stellungnahme der FDK im Vernehmlassungsverfahren zu den bilateralen Abkommen mit DE & GB >> link
Anderungsprotokoll vom 20.03.2012 (GB| >> link
Erganzungsprotokoll vom 05.04.2012 (Deutschland) >> link
Bundesgeseiz iber die internationale Quellenbesteuerung >> link
Wegleitungen der EStV zu den per 01.01.2013 in Kraft gefrefenen Abkommen mit GB und Osterreich >> link
GCB: Steuersdize und Verzugszins ab 06.04.2013 >> link
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http://www.efd.admin.ch/themen/steuern/02743/index.html?lang=de
http://www.efd.admin.ch/themen/steuern/02406/index.html?lang=de
https://www.sif.admin.ch/sif/de/home.html
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2012/5823.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2012/5825.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2012/5827.pdf
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/zahlen/00579/00608/02189/index.html?lang=de
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/zahlen/00579/00608/02189/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDeoF,gmym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.videoportal.sf.tv/video?id=4dd73420-26f3-4f2b-ba35-af9e1f683365
http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/23807.pdf
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00571/02328/index.html?lang=de
http://www.fdk-cdf.ch/111118_iqg_vl-stn_fdkvb_def_d_uz.pdf
http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/26321.pdf
http://www.efd.admin.ch/00468/index.html?lang=de&msg-id=44063
http://www.admin.ch/ch/d/as/2013/27.pdf
http://www.estv.admin.ch/intsteuerrecht/themen/01317/01347/01352/index.html?lang=de&print_style=yes
http://www.estv.admin.ch/intsteuerrecht/dokumentation/00176/01379/01432/index.html?lang=de

Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen International
Steuerstreit mit den USA

Typ: Zusatzbericht zum neven DBA Status: /nkraftsetzung FATCA 30.6.20]4.
FATCA-Abkommen / lex USA Faktenblatt EFD:  >> Link Internationale Steuerpolitik >> Link (SIF)
= Inhalt der Vorlage

Seit Monaten verhandelt Michael Ambihl vom Staatssekretariat fir internationale Finanzfragen im Steuerstreit mit den USA. Nun sind erste Punkte bekannt, welche
beide Seiten ausgehandelt haben. So soll die Schweiz unter anderem weitere Daten von US-Bankkunden liefern. Die Verhandlungen am 13. und 14. September 2011
fanden hinter verschlossenen Tiren in Washington statt. Die Schweiz und die USA einigten sich danach auf eine gemeinsame Erklérung. Gemdss einem Dokument aus
dem Finanzdepartement sollen alle Schweizer Banken zu Zahlungen an die USA verpflichtet werden, um weitere Klagen abzuwenden. Banken, gegen die bereits ein
Verfahren lauft, wiirden demnach individuell belastet. Alle anderen Banken miissten eine Pauschalsumme bezahlen, so der Bericht weiter. Die US-Kunden der Banken
ihrerseits missten ihre steverbaren Einkinfte entweder offenlegen oder dafiir Steuern bezahlen. Diese sogenannte Globallésung ist geméiss Bundesrétin Widmer-
Schlumpf die Grundlage fir die Umsetzung des Zusatzberichts. Die Schweiz stellt Bedingungen, um so genannte «Fishing-Expeditions» — Ersuchen um Daten von US-
Bankkunden ins Blaue in der Schweiz — zu verhindern: So muss belegt werden, dass der Steuerpflichtige dem US-Fiskus eine Bankbeziehung verheimlicht.

Die Schweiz und die USA haben sich zudem auf ein Abkommen zu FATCA geeinigt. Mit dem Steuergesetz FATCA wollen die USA alle Auslandskonten von US Steuer-
pflichtigen besteuern kénnen. Die Schweiz strebt Erleichterungen fir schweizerische Finanzinstitute an, ohne das Bankgeheimnis aufgeben zu missen. Das beschlossene
FATCA-Abkommen [Herbstsession 201 3] tritt voraussichtlich Mitie 2014 in Kraft. Gegen das entsprechende Bundesgesetz ist das Referendum ergriffen worden.

In der Sommersession 2013 wurde iber die sogenannte "LEX USA" debattiert. Den Schweizer Banken sollte die Méglichkeit eingeréumt werden, an einem Programm zur
Bereinigung der Vergangenheit teilzunehmen. Im Sténderat wurde die Vorlage angenommen, der Nationalrat hat hingegen Nichteintreten beschlossen. Die Vorlage ist
damit vom Tisch. Nun ist Plan B angelaufen. Der Bundesrat hat ersten Banken die Erlaubnis erteilt, den USA sogenannte "Abschleicher™Listen auszuhdndigen. Auf diesen
Listen missen kooperationswillige Banken jene Drittbanken nennen, zu denen US-Kunden Gelder verschoben haben. Die Schweiz und die USA haben am 29. August
2013 in Washington eine Vereinbarung (Joint Statement) unterzeichnet, um den jchrelangen Steuerstreit der Banken mit den USA beizulegen. Die Lésung definiert den
Rahmen fir die Kooperation der Banken mit den amerikanischen Behérden. Sie respektiert die Souverénitét und die Rechtsordnung der Schweiz.

Mit den USA soll beziiglich der Umsetzung des Foreign Account Tax Compliance Act (FATCA) iber einen Wechsel vom Modell 2 auf das Modell 1 verhandelt werden.
Mit dem neuen Abkommen wiirden Daten zwischen den zusténdigen Behérden automatisch auf gegenseitiger Basis ausgetauscht = siehe Neu 14.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat Standerat
Stellungnahme zu FATCA Bundesrat méchte Notrecht unbe-  Nationalrat hat das Gescheift im Stéinderat hat in der Herbstsession
>> link dingt vermeiden. Mérz 2012 beraten. WAK-N 2011 die Entscheidung tber den

14.02.2013 Bundesrat unterzeich- | befirwortet den Zusatzbericht. Zusatzbericht vertagt.

net FATCA-Abkommen

= Chronologie Entscheidungsfindung

‘ Initialisierung & Anstoss ‘ Botschaft/Entwurf Gesetzestext ‘ Nationalrat ‘ Standerat
Fall UBS in den USA Zusatzbericht o= Link 16.3.12 ngtimmung (134:56)in 1 16.3.12 Zus’rimmung (39:0) in
Schlussabstimmung Schlussabstimmung
Bundesbeschluss  >> link 27.9.13 Zustimmung zum FATCA - | 27.9.13 Zusfimmung zum FATCA -
Bundesgesetz >> Link Gesetz [114:55) in Schlussabstim- | Gesefz {36:3) in Schlussabstimmung
mung
= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Bericht Tages-Anzeiger 17.09.2011 >> link
Bericht NZZOnline 08.10.2011 >> link
Erklarung zwischen CH & USA zur Umsetzung von FATCA (21.06.2012) >> link
Bundesrat verabschiedet FATCA-Botschaft (10.04.2013) >> link
Abkommen FATCA >> link
Bundesgesetz Uber die Umseizung des FATCA-Abkommens zwischen der Schweiz und den Vereinigten Staaten o Link
[FATCA-Gesetz) vom 27.09.2013 —
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http://www.efd.admin.ch/themen/wirtschaft_waehrung/02448/index.html?lang=de
https://www.sif.admin.ch/sif/de/home.html
http://www.fdk-cdf.ch/130304_fatca_stn_fdk_d_def_uz.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6663.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/3241.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/3233.pdf
http://www.tagesanzeiger.ch/schweiz/standard/Im-Steuerstreit-mit-den-USA-zeichnet-sich-eine-Einigung-ab/story/16006314
http://www.nzz.ch/magazin/unterhaltung/spielrezensionen/eskalation_vorerst_abgewendet_1.12889462.html
http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/27264.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/3181.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/3243.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2014/1575.pdf

Neuigkeiten Aktuelle Steuerthemen National
Mitarbeiterbeteiligungen

Typ: Geschdift des Bundesrates Status: Inkraffireten des Geseltzes und der Verordnung am 01.01.2013
Fakienblait EFD:  >> link

= Inhalt der Vorlage

Bei der direkten Bundessteuer und den kantonalen Einkommenssteuern werden Mitarbeiteraktien und bérsenkotierte
Mitarbeiteroptionen, die frei verfugbar oder ausibbar sind, zum Zeitpunkt des Erwerbs besteuert. Die nicht bérsenko-
fierten und die gesperrten Mitarbeiteroptionen werden neu zum Zeitpunkt der Ausibung besteuert.

Sowohl die frei verfigbaren wie auch die gesperrten Mitarbeiteraktien werden zum Zeitpunkt des Erwerbs besteuert.
Wegen der mangelnden Verfigbarkeit gesperrter Mitarbeiteraktien wird der Verkehrswert der Aktien mit einem Dis-
kont von jghrlich 6 Prozent wéhrend maximal zehn Johren reduziert. Diese fur die Bemessungsgrundlage relevante
Einschrénkung gilt nicht nur fir die direkfe Bundessteuer, sondem ist auch in den Kantonen anzuwenden.

Bei borsenkotierten Mitarbeiteroptionen, die frei verfigbar oder ausiibbar sind, wird der erzielte geldwerte Vorteil
ebenfalls zum Zeitpunkt des Erwerbs besteuert. Hingegen werden die nicht bérsenkotierten und die gesperrten Mitar-
beiteroptionen neu zum Zeitpunkt der Ausibung besteuert. Dadurch missen diese nicht mehr nach komplizierten fi-
nanzmathematischen Formeln bewertet werden. Gemass EStV soll dazu noch eine Verordnung und ein Kreisschreiben
erlassen werden.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat | Standerat
Brachte die Gesetzesrevision m lehnte die Vorlage zu Be- | m von Beginn weg positiv
am 17. November 2004 ginn ab eingestellt
aufs politische Parkett. m Differenzbereinigung e m Differenzbereinigung er-

folgreich folgreich

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss  Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat

Bundesrat 17.11.04 Botschaft des 17.12.10 Zustimmung 17.12.10 Zustimmung
Bundesrates (135:59) in der Schlussab-  (33:4) in der Schlussabstim-
>> link stimmung mung

Entwurf Gesetzestext

>> link
= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Bundesgesetz Uber die Besteuerung von Mitarbeiterbeteiligungen >> link
Medienmitteilung zur Verordnung (28.12.2011) >> link
Anhérungsunterlagen inkl. Vorabdruck der Verordnung >> link
Medienmitteilung zur Verordnung (27.06.2012) >> link
Verordnung iber die Bescheinigungspflichten bei Mitarbeiterbeteiligungen >> link
Kreisschreiben Nr. 37 EStV (22.07.2013) >> link
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http://www.efd.admin.ch/dokumentation/zahlen/00579/00608/00638/index.html?lang=dehttp://www.efd.admin.ch/dokumentation/zahlen/00579/00608/00638/index.html?lang=de
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2005/575.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2005/603.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/as/2011/3259.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=42849
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00571/02388/index.html?lang=dehttp://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00571/02388/index.html?lang=de
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=45131
http://www.admin.ch/ch/d/as/2012/3847.pdf
http://www.estv.admin.ch/bundessteuer/dokumentation/00242/00380/index.html?lang=de&download=NHzLpZig7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDeIR5fGym162dpYbUzd,Gpd6emK2Oz9aGodetmqaN19XI2IdvoaCUZ,s-

Neuigkeiten Aktuelle Steuerthemen National

Steuerbefreiung des Feuerwehrsolds

Typ: Gesetzesinitiative Status: /nkraffireten am 01.071.20]3

= Inhalt der Vorlage

Steverfrei soll der Sold sein, der fur die Rettung von Mensch und Tier, zur Brandbekémpfung, zur allgemeinen Scha-
denabwehr sowie zur Elementarschadenbewdltigung entrichtet wird. Soldzahlungen fir weitere Arbeiten, die zur
Erfillung der Kerntatigkeit notwendig sind, sollen ebenso steverfrei bleiben. Zu diesen Arbeiten gehéren der Pikett-
dienst, die Kursbesuche sowie die Teilnahme an Inspektionen. Hingegen missen Funktionsentschadigungen, Kader-
pauschalen, Entschédigungen fir administrative Arbeiten sowie Entsché&digungen fur Dienstleistungen, welche die
Feuerwehr freiwillig erbringt, als Nebenerwerbseinkommen weiterhin verstevert werden. Auch das Entgelt fir Berufs-
feuerwehrleute bleibt weiterhin steverbar.

Gemdss den beiden Raten sollen die steuerfreien Soldzahlungen auf max. 5'000.- begrenzt werden.

Umsetzung kantonal vorléufig in Weisungen.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat | Nationalrat | Standerat

Spricht sich grundsatzlich fur  Befirwortet die Steverbefrei-  Befirwortet die Steverbefrei-  Befirwortet die Steverbefrei-
die Steuerbefreiung des ung ung ung

Feuerwehrsoldes aus, die

Cesetzgebung solle aber

restriktiv sein (max. 2'000.-)

= Chronologie Entscheidungsfindung

Initialisierung & Anstoss ‘ Botschaft/Entwurf Gesetzestext ‘ Nationalrat Sténderat
Motion Boris Banga 2004 17.11.04 Botschaft des 17.6.11 187:0Ja zur Steu- 17.6.11 40:0 Ja zur Steu
Bundesrates erbefreiung erbefreiung
>> link
Entwurf Gesetzestext
>> link
= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Stellungnahme FDK >> link
Bundesgesetz Uber die Steuerbefreiung des Feuerwehrsoldes >> link
Luzerner Steverbuch Band 1 § 24 Nr. 4 >> link
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http://www.admin.ch/ch/d/ff/2010/2855.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2010/2873.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/090120_fwsold_stn_fdkv_def_d_uz.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/as/2012/489.pdf
http://www.steuerbuch.lu.ch/lustb_b1_einkommen_feuerwehrzivilschutz

Neuigkeiten Aktuelle Steverthemen National

Ersatzbeschaffung von selbstgenutztem Wohneigentum

Typ: Parlamentarische Initiative Status: Vorlage ist abgeschrieben und damit vom Tisch

= Inhalt der Vorlage

Die parlamentarische Initiative wollte die Anwendung der relativen Methode vorschreiben.

Bei der absoluten Methode wird die Besteuerung des Grundstiickgewinns aufgeschoben, soweit der Grundstiickge-
winn in eine selbstbewohnte Ersatzliegenschaft reinvestiert wird. Der frei verfigbare Teil des Grundstickgewinns wird
demgegeniber sofort besteuert. Ubersteigt der Preis des Ersatzobjekts die Anlagekosten der vercusserten Liegenschaft
nicht, so wird der ganze Grundstickgewinn besteuert.

Bei der relativen Methode wére fur die Bestimmung des Steueraufschubs auf das Verhalinis zwischen dem Verdusse-
rungserlés fir die alte Liegenschaft und dem Erwerbspreis fur das Ersatzobjekt abzustellen.

Die relative Methode wiirde zu einem erhdhten Steueraufschub fihren. Den Kanfonen ginge so Steuersubstrat verlo-
ren. Befurworter argumentieren mit dem Verfassungsauftrag der Wohneigentumsférderung und sehen eine erhohte
Mobilitat der Eigenheimbesitzer. Die Gegner befirchten eine Privilegierung der Liegenschaftsbesitzer und argumentie-
ren mit dem verfassungsmdssigen Prinzip der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsféhigkeit.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat Standerat
Die FDK lehnte den System-  Bundesrat eher kritisch ein- m 10.5.05 WAKN gibt der m 15.8.05 WAKS keine
wechsel ab. gestellt gegenuber dem Sys-  Initiative Folge Zustimmung

temwechsel.

m 9.5.06 NR gibt der Initio-
five Folge

m 25.9.07 NR gibt der
Initiative Folge

m 8.3.07 SR gibt der Initiat-
ve keine Folge

m 4.12.07 SR gibt der Initio-
five Folge

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat Standerat
parlamentarische Initiative im  Stellungnahme Bundesrat m 10.6.10 NR sagt Ja zur = 7.12.10 SR beschliesst
Jahr 2004 zur Vorschreibung - ik Cesetzesanderung Nichteintrefen

der relativen Methode. [An- m 1.3.11 NR sagt Ja zur m 9.6.11 SR beschliesst
derung des StHG) Cesetzesanderung Nichteintrefen (damit ist die

= Weitere Informationen (Links)

Vorlage vom Tisch)

& Links funktionieren in der PaFDokumentation

Stellungnahme FDK

>> link

Weitere Diskussion Gber den Systemwechsel bei der Besteuerung des VWohneigentums

val. FactSheet N24
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http://www.admin.ch/ch/d/ff/2010/2585.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/090528_ersatzbeschaffung_wohneigentum_stn_fdkv_kompdef_d_uz-2.pdf

Neuigkeiten B Aktuelle Steverthemen National

Besteuerung nach dem Aufwand

Status: /nkrattreten StHG 01.01.2014 /' DBG 01.071.2016
Faktenblatt EFD:

Typ: Geschaft des Bundesrates

>> link

= Inhalt der Vorlage

Um die Akzeptanz in der Bevélkerung zu stérken, will der Bundesrat die Praxis bei der Besteuerung nach dem Aufwand verschérfen. Er schickie ein
enfsprechendes Bundesgesetz in die Vernehmlassung. Bei der Besteuerung nach dem Aufwand (auch Pauschalsteuer genannt] handelt es sich um
ein vereinfachtes Veranlagungsverfahren fir ausléndische Staatsangehérige mit VWohnsitz in der Schweiz, die hier keiner Erwerbstdtigkeit nachge-
hen. Unter den gleichen Voraussetzungen kénnen auch Schweizer Biirger bis zum Ende der Steuerperiode des Zuzugsjahres die Aufwandbesteue-
rung in Anspruch nehmen. Die Aufwandbesfeuerung ist gesetzlich so ausgestaltet, dass sie nicht zu offensichtlich falschen Ergebnissen fihrt. In der
Schweiz werden weniger als ein Promille der Steuverpflichtigen nach dem Aufwand bestevert. Aus volkswirtschaftlichen Grinden lehnt der Bundes-
rat die Abschaffung, wie dies eine in der Unterschriftensammlungsphase befindende Initiative fordert, der Aufwandbesteuerung nach wie vor ab.
Der besteverte Aufwand soll kiinftig mindestens das Siebenfache der VWohnkosten oder das Dreifache des Pensionspreises fur die direkte Bundes-
stever und die kanfonalen Steuern befragen. Zudem soll bei der direkfen Bundessteuer ein minimales steuerbares Einkommen von 400'000 Fran-
ken gelten. Die Kantone missen ebenfalls einen Mindestbetrag fur das anzurechnende steverbare Einkommen festlegen, sind aber bei der Festset-
zung der Hohe frei. Sie sind ausserdem verpflichtet, die Vermdgenssteuer bei der Aufwandbesteuerung mit zu beriicksichtigen. Schweizer Birger
sollen die zeitlich beschrénkte Besteuerung nach dem Aufwand nicht mehr in Anspruch nehmen kénnen. Neu miissen beide Ehegatten die Voraus-
sefzungen zur Besteuerung nach Aufwand erfillen.

Fir natiirliche Personen, die im Zeitounkt des Inkraftiretens (Bundesrat bestimmt Inkraftireten) der Anderung vom 28. September 2012 des Bundes-
gesetzes vom 14. Dezember 1990 iber die direkte Bundessteuer nach dem Aufwand bestevert wurden, gilt wéihrend finf Jahren weiterhin Artikel
6 des bisherigen Rechfs.

= Beratung und Meinungsbildung

Bundesrat Nationalrat | Standerat

20.09.2012 der National-  06.03.2012 der Standerat
raf folgt mit 115:48 Stimmen untersfitzt den Vorschlag des

' Finanzdirektorenkonferenz |

Die FDK befiirwortet eine ver-
scharfte Praxis bei der Pau-

Befirwortet die Beibehaltung
der Besfeuerung nach dem

schalbesteverung, auch mit dem Aufwand, will mit der Praxisver- dem Standerat Bundesrates

Willen die Akzeptanz in der  scharfung aber die Akzeptanz

Bevslkerung zu stérken. in der Bevslkerung sférken.

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat

Abschaffung im Kanton Zrich,
Initiativen zur Abschaffung in
diversen Kantonen (darunter
auch Luzern). Inzwischen auch
in SH abgeschafft. TG hat eine
enfsprechende Inifiative abge-
lehnt. AR abgeschafft, LU ver-
scharft, BE verscharft, BS & BL
abgeschafft.

Botschaft des Bundesrates
>> link
Entwurf Gesetzestext

>> link

= Weitere Informationen (Links)

28.10.2012 der Nationalraf
stimmt in der Schlussabstimmung
mit 120:41 Stimmen der Ver-
schérfung der Pauschalbesteue-
rung zu.

28.10.2012 der Sténderot
stimmt in der Schlussabstimmung
mit 42:0 Stimmen der Verschar-
fung der Pauschalbesteuerung
zu.

& Links funktionieren in der PaFDokumentation

Stellungnahme FDK >> link
Erléuternder Bericht zum Vernehmlassungsverfahren >> link
Ergebnisbericht der Vemehmlassung >> link
Eidgendssischen Volksinitiative (vgl. FactSheet N23) >> link
Neue Daten zur Aufwandbesteuerung [FDK; 17.05.2013) >> link
Bundesgesetz iber die Besteuerung nach dem Aufwand >> link
Verordnung iber die Besteuerung nach dem Aufwand bei der direkten Bundessteuer >> link
Medienmitteilung EStV 20.02.2013 >> link
Medienmitteilung Bundesrat 26.06.2013 >> link
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http://www.efd.admin.ch/themen/steuern/02334/index.html?lang=de
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6021.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6047.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/100929_aufwbst_vl-stn_fdk_def_d_uz.pdf
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00571/02141/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDeoF2fGym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00571/02276/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDeoN5gGym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/3551.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/130517_mm_aufwbest__def_d.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/as/2013/779.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/as/2013/787.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=47841
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=49418

Neuigkeiten B Aktuelle Steverthemen National

Too Big To Fail

Typ: Geschaft des Bundesrates Status: Inkraftireten 01.03.2012 > Neue Vorstdsse iberwiesen
Fakienblait EFD:  >> link

= Inhalt der Vorlage

Am 20. April 2011 hat der Bundesrat dem Parlament die Botschaft zur Stérkung der Stabilitét im Finanzsekior (foo big to fail) vorgelegt. Systemre-
levante Banken sollen bis 2018 19% Eigenkapital auf risikogewichteten Akfiven aufbauen, strengere Liquiditétsvorschrifien erfillen und ihre Risiken
besser verteilen. Sie sollen so organisiert sein, dass auch bei drohender Insolvenz systemrelevante Funktionen fiir die Volkswirtschaft gewdhrleistet
sind. Das vorgeschlagene Massnahmenpaket soll verhindem, dass der Staat kiinftig Stevergelder einsetzen muss, um systemrelevante Banken zu
retten. Der Gesefzesentwurf des Bundesrates basiert weitgehend auf den Vorschlégen einer Expertengruppe mit Vertretern von Verwaltung, Wissen-
schaft und Wirtschaft, die ihren Schlussbericht am 30. September 2010 dem Bundesrat iiberreicht hatte. Der Gesetzesvorschlag der Experten
wurde vom Bundesrat aufgenommen und konkretisiert.

Mégliche steuerliche Massnahmen:

» Abschaffung der Emissionsabgabe auf Fremdkapital

» Wechsel vom Schuldner zum Zahlstellenprinzip bei der Verrechnungssteuer auf Obligationen

» Befreiung der CoCos (Fremdkapital in Form von nachrangigen Schuldverschreibungen) bei der Emissionsabgabe auf Eigenkapital

Neue Vorstdsse im Nationalrat

Motion 13.3740 der SVP vom 19.9.13: Grundséize zur Lésung des Too big fo fail - Problems >> Link

Motion 13.3743 der SP vom 19.9.13: Bankensicherheitsmotion I: Swissness-Trennbankensystem >> Link

Inferpellation 13.3908 von Susanne leutenegger-Oberholzer vom 27.9.13: Bankensicherung lll. Sicherungsmassnahmen evaluieren. >> Link

Neuer Vorstoss im Siéinderat
Postulat 13.3718 von Markus Stadler vom 16.9.13: Strategien zum weiteren Abbau der Too big fo fail - Risiken >>Llink = abgelehnt

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat Nationalrat | Standerat
Begrisst schérfere Regeln Reagiert mit der Vorlage auf den 19.9.11 Einfreten auf die Vor-  16.6.11 Eintreten auf die Vor-
Fall UBS. lage / versucht in der Folge die | lage
Vorlage zu entscharfen

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat

Finanzkrise, Reftung der UBS ~ Botschaft des Bundesrates 29.9.11 Beschluss gemdss 29.9.11 Beschluss gemdss
o Link Antrag der Einigungskonferenz | Antrag der Einigungskonferenz
— 30.9.11 Das Bundesgesetz 30.9.11 Das Bundesgesetz
Gesefzestext wird in der Schlussabstimmung | wird in der Schlussabstimmung
>> link mit 137:46 Stimmen ange- mit 41:0 Stimmen angenommen

nommen

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation

Fragen und Antworten >> link

Stellungnahme FDK >> link

Kurzfilm CS >> link

Bundesrat setzt Bestimmungen zu "Too big to fail" per 01.03.2012 in Kraft (15.02.2012) >> link

Verordnung iber die liquiditét von Banken >> link

Bericht zur "Too big to fail'Evaluation (18.02.2015) >> link
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http://www.efd.admin.ch/themen/wirtschaft_waehrung/02315/index.html?lang=de
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20133740
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20133743
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20133908
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20133718
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/4717.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/7487.pdf
http://www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/22800.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/110128_tbtf_vl-stn_fdk_fdkpva_def_d_uz.pdf
https://www.credit-suisse.com/sites/multimedia/de/news-and-expertise/2010/11/too-big-to-fail-explained-in-a-few-steps.html
http://www.efd.admin.ch/00468/index.html?lang=de&msg-id=43419
http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00571/02625/?lang=de
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=56256

Neuigkeiten M Aktuelle Steverthemen National

USIR Il Kapitaleinlageprinzip

Typ: Gesetzesinitiative Status: Motion WAK-S vom Nationalrat am 19.03.2013 abgelehnt; Geschaft erledigt

= Inhalt der Vorlage

Im schweizerischen Steuersystem wurde im Rahmen der Unternehmenssteuerreform Il am 1. Januar 2011 der Wechsel vom Nennwert- zum Kapi-
taleinlageprinzip vollzogen. Unter dem noch bis Ende 2010 geltenden Nennwertprinzip war nur die Rickzahlung von Nominalkapital fir Zwecke
der Einkommens- und Verrechnungssteuer steuerfrei. Dagegen unterlagen Kapitaleinlagen, welche die Beteiligten als Agio oder Zuschuss in die
Gesellschaft einbrachten, bei ihrer Rickerstattung an die Beteiligten der Verrechnungssteuer und der Einkommenssteuer.

Mit dem Wechsel zum Kapitaleinlogeprinzip sind nur noch jene Ausschitiungen einer Gesellschaft oder Genossenschaft an ihre Aktionére stever-
bar, die nicht eine Rickzahlung von Kapitaleinlagen darstellen. Die Rickzahlung von Einlagen, Aufgeldern und Zuschiissen bzw. Reserven aus
Kapitaleinlagen, die von den Inhabern der Beteiligungsrechte nach dem 31. Dezember 1996 geleistet worden sind, werden ab dem 1. Januar
2011 gleich behandelt wie Riickzahlungen von Grund- und Stammkapital. Solche Ausschiittungen unterliegen damit auf Stufe des Aktionéirs weder
der Verrechnungssteuer noch der Schweizer Einkommenssteuer. Aus dieser Gesetzesénderung ergeben sich Vorteile insbesondere fir Publikumsge-
sellschaften, ibrige Gesellschaften mit natiirlichen Personen als Beteiligten sowie ausléndisch beherrschte Unternehmen.

(KPMG, Februar 2011)
Die erheblich hsheren (als die vor der Volksabstimmung geschétzten| Einnahmeausféille fir Bund und Kantone fihren zu weiteren Diskussionen.

In der Botschaft zur Unternehmenssteuerreform Il hatte der Bundesrat damals auch eine Regelung des QuasiWertschriftenhandels vorgesehen. Die
eidgendssischen Réte konnten sich in der Beratung allerdings nicht auf eine gemeinsame Normierung verstéindigen. Im Differenzbereinigungsver-
fahren beschlossen sie deshalb, vorlaufig auf eine gesetzliche Normierung zu verzichten und spéter darauf zuriickzukommen. Sowohl der Stéinde-
rat (Sommer 2013) als auch der Nationalrat (Frihling 2014) haben nun definitiv entschieden, auf eine gesetzliche Normierung zu verzichten.
Das Kreisschreiben Nr. 36 der EStV vom 27.07.2012 ist damit bewusst als ausreichendes Regelwerk bestétigt worden.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat Standerat
Die FDK hélt grundsatzlich am = Der Bundesrat verteidigt grundséiz- Der Nationalrat will nicht auf die
Kapitaleinlageprinzip fest, méchte | lich das Kapitaleinlageprinzip. Unfernehmenssteuerreform Il zu-
aber eine Verkirzung der Rickwir-  Trotzdem empfiehlt er die Motionen | rickkommen, trotz harscher Kritik
kung unter Einbezug aktienrechili-  Bischof & Leutenegger Oberholzer | gegeniiber dem Bundesrat.
cher Regelungen prifen lassen. am 29.6.11 zur Annchme.
Zudem kritisiert die FDK die "man- | = Der Bundesrat beantrag am
gelhafte" Informationspolitik. 16.05.2012 die Annahme der
Motionen Fetz & Bischof
= Chronologie Entscheidungsfindung
~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat

Bundesrat (Gesetzesrevision)

Bundesgesetz

>> link

Stellungnahme zum Kapitaleinlage-
prinzip

>> link

= Weitere Informationen (Links)

30.9.11 Nationalrat hat die Diskus-
sion (ber zwei hdngige Motionen
(Bischof & leutenegger Oberholzer)
verschoben.

23.12.11 Nationalrat lehnt die
Motionen Bischof & Leutenegger
Oberholzer ab.

19.03.2013 Nationalrat lehnt
Motion der WAK-S ab

Die Motionen Fetz und Bischof
wurden infolge einer Motion der
WAK-S zurickgezogen.

4.12.12 der Standerat nimmt die
Motion der WAK-S an

& Links funktionieren in der PdFDokumentation

© Dienststelle Steuern Kanton Luzern

Stellungnahme FDK >> link
Abstimmungsbiichlein >> link
Kreisschreiben Nr.29 der EStV >> link
Motion Bischof vom14.04.2011 (11.3462) >> link
Motion Leutenegger Oberholzer vom13.04.2011 {11.3351) >> link
Motion Fetz vom 16.03.2012 (12.3315) >> link
Motion Bischof vom 16.03.2012 (12.3316) >> link
Motion WAK-S vom 15.10.2012 (12.3972) >> link
Standerat will Steverausfélle kompensieren (NZZ online 04.12.2012) >> link
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http://www.admin.ch/ch/d/ff/2007/2321.pdf
http://www.efd.admin.ch/aktuell/medieninformation/00462/index.html?lang=de&msg-id=38106
http://www.fdk-cdf.ch/110325_kapitaleinlageprinzip_mm_fdkv_def_d.pdf
http://www.bk.admin.ch/themen/pore/va/20080224/index.html?lang=de&download=M3wBPgDB_8ull6Du36WenojQ1NTTjaXZnqWfVpzLhmfhnapmmc7Zi6rZnqCkkIV1f3uDbKbXrZ6lhuDZz8mMps2gpKfo
http://www.estv.admin.ch/bundessteuer/dokumentation/00242/00380/index.html?lang=de
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20113462
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20113351
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20123315
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20123316
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20123972
http://www.nzz.ch/aktuell/schweiz/staenderat-will-kompensation-fuer-steuerausfaelle-1.17867939

Neuigkeiten

Aktuelle Steuerthemen

Abzockerinitiative

Typ: Volksinitiative

= Inhalt der Vorlage

Sonderregelungen, Verbote und strafrechtliche Sanktionen.

= Beratung und Meinungsbildung

National

Status: vom Stimmvolk mit 67.9% angenommen (03.03.201 3)

Die Volksinitiative gegen die Abzockerei (eingereicht am 26. Februar 2008) wird voraussichtlich am 3. Méarz 2013 zur Abstimmung kommen,
dies nachdem das eidgendssische Parlament in der Sommersession 2011 die Beratungsfrist um ein weiteres Jahr (bis August 2012) verléngert hat.

Die Volksinitiative "gegen die Abzockerei" will den, von den Initiantinnen und Initianten als Sberhdht empfundenen, Vergitungen des obersfen
Managements von bérsenkotierten Aktiengesellschaften Einhalt gebieten. Dieses Ziel wird primér durch die Verbesserung der Corporate Gover-

nance angestrebt. Die Aktionérinnen und Aktionére sollen vermehrt auf die Vergitungspolitik des obersten Kaders Einfluss nehmen kénnen.

Die Volksinitiative "gegen die Abzockerei" verlangt fir die Verbesserung der Corporate Governance erhebliche Eingriffe in die Privatautonomie,

' Finanzdirektorenkonferenz Bundesrat

Nationalrat

Sténderat

5. Dez. 2008 Bundesrat lehnt die
Initiative ab und legt einen indirek-
ten Gegenvorschlag in Form einer
Aktienrechts-Revision vor.

m 20.11.09 RK stimmt mit 10:9
Stimmen der Initiative zu

m 17.3.10 NR beschliesst, einen
dir. Gegenvorschlag auszuarbeiten.
m 2.6.10 NR verzichtet auf direkten
Gegenvorschlag und schwenkt auf
die Linie des Sténderates ein.

m 1 1. Juni 2009 Standerat lehnt die
Initiative mit 26:10 ab und  setzt auf
den indirekten Gegenvorschlag.

m 20.5.10 Standerat lasst seine
Rechtskommission einen neuen
indirekten Gegenvorschlag ausarbei-
fen.

= Chronologie Entscheidungsfindung

‘ |nitio|isierung & Anstoss ‘ Botschaft/Entwurf Gesetzestext

Nationalrat

Sténderat

Thomas Minder Botschaft zur Initiative
>> link
Entwurf Gesetzestext

>> link

m 9.3.11 NR beschliesst nur die
Variante ohne Bonussteuer zu bera-
ten.

m 6.6.11 NR verabschiedet indirek-
ten Gegenentwurf ohne Bonussteuer
(+Fristverl.).

m 7.12.11 NR beschliesst zum 2.
Mal Nichteintreten zur Variante mit
Bonussteuer. Der indirekte Gegen-
vorschlag mit Bonussteuer ist damit
erledigt.

m 6.3.12 NR beschliesst mit
100:87 Stimmen die Bonussteuer
als direkten Gegenvorschlag dem
Volk vorzulegen

m 16.3.12 193:0 Stimmen fir den
ind. Gegenvorschlag (ohne Bonus-
steuer)

m 15.6.12 104:8 Stimmen gegen
den direkten Gegenvorschlog

m 16.12.10 SR verabschiedet 2
Varianten des indirekten Gegenvor-
schlages [mit und ohne Bonussfeuer).
m 7.6.10 SR stimmf Fristverlénge-
rung zu.

m 12.9.11 SR bekraftigt seine
Absicht im indirekien Gegenvor-
schlag eine Bonussteuer zu veran-
kern

m 16.3.12 41:1 Stimmen fir den
ind. Gegenvorschlag (ohne Bonus-
stever)

m 31.5.2012 21:15 fir den direk-
ten Gegenvorschlag

m 15.6.2012 26:14 fir den direk-

ten Gegenvorschlag

= Weitere Informationen (Links)

& Links funktionieren in der PaFDokumentation

© Dienststelle Steuern Kanton Luzern

Homepage Initiative >> link
Curia Vista Zusammenfassung >> link
Curia Vista Datenbank >> link
Schlussabstimmungstext des indirekien Gegenvorschlags vom 16.03.2012 >> link
Angenommen am 03.03.2013 >> link
Medienmitteilung Umsetzung der AbzockerInitiative (20.11.2013) >> link

06.11.2015



http://www.admin.ch/ch/d/ff/2009/299.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2009/341.pdf
http://www.abzockerei.ch/
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/legislaturrueckblick.aspx?rb_id=20080080
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20080080
http://www.parlament.ch/sites/doc/CuriaFolgeseite/2010/20100443/Schlussabstimmungstext%201%20NS%20D.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/as/2013/1303.pdf
http://www.ejpd.admin.ch/content/ejpd/de/home/dokumentation/mi/2013/2013-11-20.html

S

Neuigkeiten B Aktuelle Steverthemen National

Eidgendssische Volksinitiativen zum Bausparen

Status: - SGFB-nitiative am 11.03.2012 vom Stimmvolk mit 55.8% abgelehnt:
- HEVinitiative am 17.06.201 2 vom Stimmvolk mit 68. 9% abgelehnt
Faktenblatt EFD:

Typ: Volksinitiativen

>> link

= Inhalt der Vorlage

m Bausparinitiative (SGFB)

Die am 29. September 2008 eingereichte Initiative der Schweizerischen Gesellschaft zur Férderung des Bausparens (nachfolgend
SGFB-nitiative) sieht die fakultative kantonale Einfiihrung von steverlich abzugsféhigen Bauspareinlagen fir den erstmaligen Erwerb
von selbstgenutztem Wohneigentum in der Schweiz [maximal 15'000 Franken jahrlich, Ehepaare das Doppelte) und zur Finanzie-

m Figene vier Wénde dank Bausparen (HEV)
Die am 23. Januar 2009 eingereichte Initiative «Eigene vier Wande dank Bausparen» des Hauseigentimerverbands Schweiz
(nachfolgend HEV-itiative) geht inhaltlich weniger weit. Sie beschrénkt sich auf die steuerliche Privilegierung von Bauspareinlagen
fir den erstmaligen Erwerb von selbstgenutztem VWohneigentum in der Schweiz (maximal 10'000 Franken jahrlich, Ehepaare das
Doppelte) wéhrend léngstens zehn Jahren. Im Gegensatz zur SGFB-nitiative

ist sie nicht bloB fakultativ, sondern zwingend auf Stufe Bund und Kantone einzufihren.

rung von Energiespar- und Umweltschutzmassnahmen [maximal 5'000 Franken jéhrlich, Ehepaare das Doppelte) vor. Fir beide
Zwecke kénnen Einlagen je einmal, aber nicht gleichzeitig wéhrend langstens zehn Jahren gedufnet werden. Dariber hinaus
kénnen die Kantone Bausparprémien von der Einkommenssteuer befreien.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz |

m Die FDK lehnt beide Initiativen
und den indirekten Gegenvor
schlag (im Sinne eines Geset-
zesentwurfs) des Sténderats ab.
Sie hélt die heutigen Sparmég-
lichkeiten mit 2. & 3. Saule fur
ausreichend. Zudem befiirchtet
Sie massive Steuerausfdlle.

Bundesrat Nationalrat

m Der Bundesrat empfiehlt beide m Empfiehlt beide Initiativen zur
Initiativen zur Ablehnung. Annahme.

m Den indirekten Gegenvor- m WAK-N befirwortet den
schlag lehnt er ebenfalls ab. indirekten Gegenvorschlag.

Standerat
m Wies die HEV-nitiative an die

Kommission zuriick, mit dem
Auftrag einen indirekten Gegen-
entwurf auszuarbeiten. Die
Bausparinitiative lehnte er ab.
m Der Stéinderat unterstitzte am
3.3.11 den indirekten Gegen-

vorschlag noch.

= Chronologie Entscheidungsfindung

‘ Initiolisierung & Anstoss ‘ Botschaft/Entwurf Gesetzestext

Nationalrat

Sténderat

m |nitiative der SGFB vom
29.09.2008

m Initiative des HEV vom
23.01.2009

Der Nationalrat hat in der
Sommersession 2011 dem
indirekten Gegenvorschlag
zugestimmt.

Botschaft zu den Initiativen
>> link
Entwurf Gesetzestext

>> link

Der Standerat hat den indirekten
Gegenvorschlag in der Schluss-
abstimmung mit 22:17 Stimmen
abgelehnt. Nun kommt es zur
Volksabstimmung.

Beide Rate lehnten den Antrag der Einigungskonferenz ab, somit
gibt es keine Abstimmungsempfehlung.

= Weitere Informationen (Links)

 Gesetzesentwurf Gegenvorschlag

Stellungnahme FDK
Bericht WAK-S

Stellungnahme des Bundesrates zum indirekien Gegenvorschlag

© Dienststelle Stevern Kanton Luzem

& Links funktionieren in der PdFDokumentation

>> link
>> link
>> link
>> link

06.11.2015


http://www.efd.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00573/02456/index.html?lang=de
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2009/6975.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2009/7003.pdf
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20100459
http://www.fdk-cdf.ch/101119_bauspar-vi_indirgv_wak-s_stn_fdkv_uz_d.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/2235.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/2269.pdf

Neuigkeiten B Aktuelle Steverthemen National

Eidgendssische Volksinitiative zur Eigenmietwertbesteuerung

Status: hitiative am 23.09.2012 mit 52.6% abgelehnt
Fakienblait EFD:

Typ: Volksinitiative
>> link

= Inhalt der Vorlage

Die Initiative "Sicheres VWohnen im Alter" will Rentnerinnen und Rentnern das Recht einréumen, den Eigenmietwert
nicht mehr zu versteuern. Im Gegenzug kénnten diese Personen die mit dem VWohneigentum verbundenen Schuldzin-
sen steuerlich nicht mehr geltend machen.

Der Bundesrat lehnt eine auf Rentnerinnen und Rentner beschrankte fakultative Befreiung von der Eigenmietwertbesteu-
erung ab. Mit einem indirekten Gegenvorschlag will er die Besfeuerung des Eigenmietwerts fir alle Wohneigentime-

= Beratung und Meinungsbildung

rinnen und Wohneigentimer aufgeben und im Gegenzug die bisherigen Abzugsmaglichkeiten beschranken.

Der Gegenvorschlag des Sténderates (welcher vom Tisch ist) beinhaltete folgende 3 wichtigen Faktoren:
- die Vorlage soll keine Mehreinnahmen fir den Bund zur Folge haben;

- der Mittelstand darf vom Systemwechsel nicht Gberdurchschnitilich belastet werden, und
- eine Gesetzesdnderung soll nicht dazu fuhren, dass der Neuerwerb von VWohneigentum erschwert wird.

' Finanzdirektorenkonferenz |

Bundesrat

Nationalrat

Sténderat

Die FDK spricht sich sowohl
gegen die Initiative als auch
gegen den indirekien Ge-
genvorschlag aus (d.h. auf
Gesetzesstufe).

Der Bundesrat lehnt die Initia- Die WAK-N empfiehlt die

Initiative abzulehnen und auf  Ablehnung der Initiative,

tive ab, hat aber nichts
gegen einen konsequenten
Systemwechsel.

den indirekten Gegenvor-

Die WAK-S empfiehlt die

aber das Eintreten auf einen

schlag des SR nicht einzutre- | indirekten Gegenvorschlag.

ten.

= Chronologie Entscheidungsfindung

‘ |nifio|isierung & Anstoss ‘ Botschaft/Entwurf Gesetzestext

HEV-Initiative

Botschaft zur Initiative
>> link
Entwurf Gesetzestext

>> link

Nationalrat

15.6.11 mit 97:72 Stimmen
spricht sich der NR fir die
Initiative aus. Nichteintreten
auf den indirekien Gegen-
vorschlag.

27.02.12 mit 102:67
Stimmen empfiehlt die grosse
Kammer die Initiative nun
auch zur Ablehnung

Sténderat

14.3.11 Lehnt die Initiative
ab, stellt ihr aber einen neu-
en [abweichend von jenem
des BR] indirektlen Gegenvor-
schlag gegeniber.
13.12.2011 Standerat
beschliesst Nichteinfrefen auf
den indirekten Gegenvor-
schlag, dieser ist damit erle-
digt. Er spricht sich erneut
gegen die Initiative aus.

= Weitere Informationen (Links)

& Links funktionieren in der PdFDokumentation

Stellungnahme FDK

© Dienststelle Steuern Kanton Luzem

Curia Vista - Zusammenfassung
Anfrage A 191 iber die Auswirkungen der Initiative

>> link
>> link
>> link

06.11.2015


http://www.efd.admin.ch/dokumentation/zahlen/00579/00608/01703/index.html
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2010/5303.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2010/5337.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/100129_gegenvorschlag_vn_stn_fdkpv_def_d_uz.pdf
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/legislaturrueckblick.aspx?rb_id=20100060
http://www.lu.ch/download/gr-geschaefte/2011-2015/a_191.pdf

Neuigkeiten B Aktuelle Steverthemen National

Eidgendssische Volksinitiative der SVP zum Kinderbetreuungsabzug (Familieninitiative)

Typ: Volksinitiative Status: /n der Volksabstimmung vom 24.11.2013 abgelehnt
Fakienblait EFD:  >> link

= Inhalt der Vorlage

Die Bundesverfassung vom 18. April 1999 wirde wie folgt gedndert:

Art. 129 Steverharmonisierung Abs. 4 neu
Elfern, die ihre Kinder selber befreuen, muss fir die Kinderbetreuung mindestens ein gleich hoher Steuerabzug ge-
wdhrt werden wie Eltern, die ihre Kinder fremd betreuen lassen.

Crundsatzlich gilt das fur die dBSt (Fremdbetreuungsabzug max. CHF 10'000.-). Den Kantonen wird keine direkte
Vorschrift gemacht, einen Eigenbetreuungsabzug einzufthren. Da die Kantone aber verpflichtet sind einen Fremdbe-
freuungsabzug zuzulassen (StHG Art. @ Abs. 2 lit. m), sind sie indirekt auch verpflichtet einen Eigenbetreuungsabzug
in derselben max. Hohe des Fremdbetreuungsabzuges einzufihren.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat | Standerat

lehnt die Initiative ab und  lehnt die Initiative ab, ohne  Ablehnung ohne Gegenent- | Ablehnung ohne Gegenent-
folgt somit dem Bundesrat  Gegenvorschlag wurf wurf

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat
Einfohrung des Fremdbetreu | Boischaft zur Initiative 21.06.2013 mit 110:72  21.06.2013 mit 26:17
ungsabzugs durch die eidg. . abgelehnt abgelehnt

Rate / SVP unterlag mit ihrer >> Link

Forderung den Befreuungs-  Bundesbeschluss

abzug auf dlle Familien aus- << [ink

zuweiten.

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Vorprifung >> link
Zustandekommen >> link
Medienmitteilung des Bundesrates; Ablehnung der Initiative (15.02.2012) >> link
Medienmitteilung betreffend Botschaft zur Ablehnung der "Familieninitiative" (04.07.2012) >> link
Medienmitteilung FDK (20.11.2012) >> link

Argumentarium der FDK (24.09.2013) >> link
Medienmitteilung des Bundesrates (08.10.2013) >> link

© Dienststelle Steuern Kanton Luzern 06.11.2015


http://www.efd.admin.ch/themen/steuern/02341/index.html?lang=de
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2012/7215.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/4717.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2010/281.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6671.pdf
http://www.efd.admin.ch/00468/index.html?lang=de&msg-id=43421
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=45283
http://www.fdk-cdf.ch/121120_familienvi_mm_def_d.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/130920_familienvi_kurzargumentarium_def_d.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=50510

Neuigkeiten B Aktuelle Steverthemen National

Eidgenéssische Volksinitiative der CVP fiir steverfreie Kinder- und Ausbildungszulagen

Typ: Volksinitiative Status: Von Volk und Stinden abgelehnt (08.03.2015)

= Inhalt der Vorlage

Familien mit Kindern und im Besonderen Familien mit Kindern in Ausbildung sind starken finanziellen Belastungen
ausgesefzt. Wer eine Familie grindet, nimmt eine Kaufkraftminderung von 40% auf sich. Kinder- und Ausbildungszu-
lagen sollen diese Mehrbelastung mindern. Heute kommt diese Unterstitzung den Familien aber nur teilweise zugute,
da durch die Besteverung der Kinder- und Ausbildungszulagen ein Teil des Geldes sogleich wieder in die Staatskasse
fliesst.

Was will die Inifiative?
Die Initiative will die Kinder- und Ausbildungszulagen von den Steuern befreien. Sie verhindert so eine Erhdhung des
steverbaren Einkommens.

Wem nitzt die Initiative?
Die Initiative enflastet alle Familien sofort, unabhdngig vom gewdhlten Lebens- oder Erwerbsmodell. Die Kinder- und

Ausbildungszulagen stehen der Familie vollsténdig zu Verfigung. Dadurch wird ihre Kautkraft deutlich verbessert.
(CVP, 2011)

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat | Standerat
FDK lehnt die Initiative b~ Bundesrat lehnt Initiative ab 4.6.14 Mit 131:39 Stim-

men empfiehlt der National-
rat die Initiative zur Ableh-

nung
= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat

VP Sotschaft 21 nifiaive 26.9.14 Mit 159:35 Stim- | 26.9.14 Mit 32:13 Stim-

men empfiehlt der Nafional-  men empfiehlt der Standerat

Link
== rat die Initiative zur Ableh-  die Initiative zur Ablehnung

Entwurf Bundesbeschluss

nung
>> link

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Homepage Familieninitiativen CVP >> link

Vorprifung >> link
Zustandekommen (18.12.2012) >> link
Medienmitteilung Bundesrat 23.10.2013 >> link
Medienmitteilung der FDK vom 31.01.2014 >> link
Bundesbeschluss vom 26.09.2014 >> link

© Dienststelle Steuern Kanton Luzern Herbstversion 2015 06.11.2015


http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/8461.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2013/8479.pdf
http://www.familieninitiativen-cvp.ch/
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/3799.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2013/243.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=50675
http://www.fdk-cdf.ch/140131_vi_stbefreiung_zulagen_mm_fdk_def_d.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2014/7221.pdf

Neuigkeiten B Aktuelle Steuerthemen National

Lotteriegewinne

Typ: Parlamentarische Initiative Status: /nkrafttreten 1.1.2013 (VSIG), 1.1.2014 [DBG), 1.1.2016 [SHG)

= Inhalt der Vorlage

Gewinne bis zu CHF 1'000.- aus Lotterien oder lofterieghnlichen Veranstaltungen sollen kinftig sowohl von der Ver-
rechnungssteuer wie auch von der direkfen Bundessteuer befreit werden. Dies beschloss der Sténderat mit 28 zu O
Stimmen. Ausserdem sollen von jedem Lotteriegewinn 5 Prozent - jedoch maximal 5000 Franken - als Einsatzkosten in
Abzug gebracht werden kénnen. Auch die Kantone sollen verpflichtet werden, Steuerfreibetrage auf Lotteriegewinnen
und Pauschalabzige fur die Einsatzkosten einzufthren.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat | Standerat
Begrisst die Vorlage 30.05.2012 einstimmige  21.09.2011 Zustimmung
Zustimmung mit 28:0 Stimmen

= Chronologie Entscheidungsfindung

‘ Initialisierung & Anstoss ‘ Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat ‘ Sténderat

Parlamentarische Initiative 15.06.2012 In der Schluss: 15.06.2012 In der Schluss-

09.456 abstimmung genehmigt mit  abstimmung genehmigt mit
195:0 Stimmen 41:1 Stimmen

= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation

Bericht der Kommission fir Wirtschaft und Abgaben >> link

Stellungnahme des Bundesrates >> link

Bundesgesetz Uber Vereinfachungen bei der Besteuerung von Lotteriegewinnen >> link

© Dienststelle Stevern Kanton Luzem 06.11.2015


http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6517.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6543.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/as/2012/5977.pdf

Neuigkeiten M

Typ: Volksinitiative

= Inhalt der Vorlage

Aktuelle Steuerthemen
Eidgendssische Volksinitiative zur Abschaffung der Aufwandbesteuerung

Status: Von Volk und Stinden am 30.71.2014 abgelehnt

National

kantonaler Ebene.

Art. 127 Abs. 2b% (neu)

(vgl. FactSheet N5)

Die entsprechende Volksinitiative ist zustande gekommen.

= Beratung und Meinungsbildung

Die Bundesverfassung wirde bei Annahme der Initiative wie folgt gecéndert:

Die Besteuerung nach dem Aufwand soll schweizweit abgeschafft werden. Dies galte sowohl auf Bundes- als auch auf

2bs Steuerprivilegien fur natiirliche Personen sind unzul@ssig. Die Besteuerung nach dem Aufwand ist untersagt.

Das eidgendssische Parlament hat einer Verscharfung der Pauschalbesteverung in der Herbstsession 2012 zugestimmt.

' Finanzdirektorenkonferenz |

Bundesrat

Nationalrat

Sténderat

17.5.13 Die FDK lehnt die

Initiative ab

8.3.13 Bundesrat lehnt die

Initiative ab

5.12.13 Mit 30:9 Stimmen
empfiehlt der Standerat die
Initiative zur Ablehnung

= Chronologie Entsche

‘ |nifio|isierung & Anstoss ‘ Botschaft/Entwurf Gesetzestext

idungsfindung

Nationalrat

Sténderat

Abschaffung im Kanton Zrich,
Initiativen zur Abschaffung in
diversen Kantonen (darunter
auch Luzern). Inzwischen auch
in SH abgeschafft. TG hat eine
enfsprechende Initiative abge-
lehnt. AR abgeschafft, LU ver-
scharft, BE verscharft, BS & BL
abgeschafft.

Botschaft (26.06.2013)

>> link

Bundesbeschluss

>> link

20.6.14 Mit 135:60 Stim-
men empfiehlt der National-
rat die Initiative zur Ableh-
nung

20.6.14 Mit 29:12 Stim-
men emptfiehlt der Sténderat
die Initiative zur Ablehnung

= Weitere Informationen (Links)

& Links funktionieren in der PdFDokumentation

Vorprifung zur Eidgendssischen Volksinitiative >> link
Zustandekommen (20.11.2012) >> link
Medienmitteilung Bundesrat (08.03.2013) >> link
Neue Zahlen (FDK 17.05.2013) >> link
Argumentation FDK zur Abstimmung vom 30.11.2014 (06.10.2014) >> link
Medienmitteilung des Bundesrates zur Abstimmung vom 30.11.2014 (06.10.2014) >> link

© Dienststelle Stevern Kanton Luzem

Herbstversion 2015

06.11.2015


http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/5427.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/5439.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/3551.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2012/9228.pdf
http://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=48076
http://www.fdk-cdf.ch/130517_mm_aufwbest__def_d.pdf
http://www.fdk-cdf.ch/140926_aufwbst_abschaffungsvi_argumentarium_mk_d.pdf
https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=54718

Neuigkeiten B Aktuelle Steuerthemen National

Beschrénkung der steuerlichen Abzugsféhigkeit des Pendelns

Typ: direkter Gegenentwurf (FABI) Status: Die FABVorlage ist am 09.02. 2014 angenommen worden, Inkraft
treten per 01.01.2016

= Inhalt der Vorlage

FABI ist der direkte Gegenentwurf des Bundesrats zur Initiative "Fir den 6ffentlichen Verkehr" des Verkehrsclubs der Schweiz (VCS)
sowie weiterer Organisationen. Diese Initiative wurde nach dem JA des eidgenéssischen Parlaments zu FABI zuriickgezogen.

Die Vorlage Finanzierung und Ausbau der Bahninfrastrukiur FABI stellt mit der Schaffung eines Bahninfrastrukiurfonds (BIF) die Finan-
zierung von Betrieb, Substanzerhalt und Ausbau der Eisenbahninfrastrukiur auf eine neue Basis. Die bisherigen Finanzquellen fiir die
Eisenbahninfrastruktur sollen in einem einzigen Geféiss ohne zeitliche Beschréinkung zusammengefasst werden. Damit der zukiinftige
Finanzbedarf gesichert werden kann, braucht es iberdies Zusatzeinnahmen.

200 Millionen Franken pro Jahr will der Bund dem BIF zufihren, indem er die sfeuerliche Abzugsféhigkeit des Pendelns kiinftig be-
grenzt. Konkret soll fir Unselbsténdigerwerbende der Fohrkostenabzug bei der direkien Bundessteuer auf CHF 3'000 Franken pro
Jahr beschrénkt werden. Die Kantone kénnen neu ebenfalls eine Beschréinkung des Fahrkostenabzugs vorsehen.

= Beratung und Meinungsbildung

' Finanzdirektorenkonferenz | Bundesrat Nationalrat | Standerat

| | |
= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Nationalrat | Standerat
Volksinitiative "Fur den Offent Botschaft 21.06.2013 116:33 Ja 21.06.2013 37:0 Ja

lichen Verkehr" >> Link

Bundesbeschluss

>> link
= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Erlasse des Parlaments (Zusammenstellung) >> link
Bundesbeschluss iber die Volksinitiative "Fiir den offentlichen Verkehr" >> link
Rickzug Initiative >> link
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http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2012/1577.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/4725.pdf
http://www.bav.admin.ch/fabi/index.html?lang=de&download=NHzLpZeg7t,lnp6I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDeoJ,fmym162epYbg2c_JjKbNoKSn6A--
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/4721.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2013/6518.pdf

Neuigkeiten M Aktuelle Steuerthemen Kantonal
Gewinnstever (StG-Revision 2011)

Typ:  Gesetzesrevision Status: Rechiskrciffig

= Inhalt der Vorlage

Mit der Steuergesetzrevision 2011 hat sich der Kanton Luzern ab der Steuerperiode 2012 eine USP {Unique Selling
Proposition) bei der Gewinnbesteuerung (5.25% fur die Stadt Luzem [mit 3.5 Einheiten) fir Gewinne nach Steuern)
gesichert und damit eine hervorragende Grundlage zur weiteren Verbesserung der interkantonalen und internationo-
len Standorfattraktivitat geschaffen.

Es sind Stimmen (Gewerbeverband, CVP) laut geworden, die Umsetzung zu verschieben. Die Regierung hélt daran
fest und die Gesetzesanderung ist wie geplant ab 1.1.2012 in Kraft gefreten.

Am 14.01.2014 haben die Delegierten der SP Kanton Luzem einstimmig die Lancierung einer Gesefzesinitiative
beschlossen, mit dem Ziel die Unternehmensgewinnstever um 50% zu erhdhen. Am 29.03.2014 hat die Unterschrif-
tensammlung {4'000 Unterschriften sind nétig) begonnen. Ablauf der Sammelfrist 28.03.2015.

= Beratung und Meinungsbildung

| | Regierungsrat Kantonsrat |
unterstitzte die Revision unterstiitzte die Revision
mehrheitlich

= Chronologie Entscheidungsfindung

~Initialisierung & Anstoss | Botschaft/Entwurf Gesetzestext Kantonsrat | Volksabstimmung
Regierungsrat Botschaft des Regierungsra-  empfahl dem Volk gross- am 27.09.2009 mit gut
fes mehrheitlich die Annahme ~ 68% angenommen.
> Link der Revision
= Weitere Informationen (Links) & Links funktionieren in der PaFDokumentation
Alle Informationen zur StG-Revision 2011 >> link
SP-nitiative "fr faire Unternehmensstevern” >> link
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http://www.lu.ch/download/gr-geschaefte/2007-2011/b_075.pdf
https://steuern.lu.ch/recht_und_gesetzgebung/steuergesetzrevision/stb_steuergesetzrevision_2011
http://www.sp-luzern.ch/luzern/Kantone/LU/Kanton/Luzern/Initiative

Neuigkeiten B Aktuelle Steverthemen Kantonal

Besteuerung nach dem Aufwand (Initiative & Gegenentwurf zur Abschaffung der Aufwandbesteuerung)

Typ: Volksinitiative

= Inhalt der Vorlage

Status:  Inkraftsetzung per 01.01.2013

1. April 2010 zu Stande.

= Beratung und Meinungsbildung

Die Besteuerung nach dem Aufwand ist nach Absicht der Initianten eine Verletzung des Grundsatzes der Besteuerung
nach der wirtschafilichen Leistungsféhigkeit. Angespomt von der Abschaffung im Kanton Zirich kam die Initiative am

Der Gegenentwurf sieht vor, dass das sfeuerbare Einkommen mindestens dem Siebenfachen des jahrlichen Mietzinses
oder des Mietwertes entsprechen muss, im Minimum jedoch 600°000 Franken. Das steuerbare Vermagen soll min-
destens auf das Zwanzigfoche des steverbaren Einkommens festgelegt werden und neu im Minimum 12 Millionen
Franken befragen. Der Kanton Luzern geht damit weiter als die vom Bund vorgesehene Losung. Dieser geht bei der
Reform der Besteuerung nach dem Aufwand von einer minimalen Bemessungsgrundlage fur die direkte Bundessteuer

von 400°000 Franken aus.

Neben dem Kanton Zirich haben in der Zwischenzeit auch die Kantone AR, BS, BL, und SH die Besteuerung nach
dem Aufwand abgeschafft. In den Kantonen BE, GL, SG und TG wurden entsprechende Initiativen abgelehnt.

Regierungsrat

Kantonsrat

Hat einen Gegenentwurf
ausgearbeitet, um die
Akzeptanz in der Bevilke-
rung zu starken.

Der Kantonsrat spricht sich in
der ersfen lesung gegen die
Initiative und fir den Gegen-
vorschlag aus.

= Chronologie Entscheidungsfindung

‘ |nifio|isierung & Anstoss ‘ Botschaft/Entwurf Gesetzestext

Im April 2009 lanciert die
Grine Partei Kanton Luzemn
die Volksinitiative zur Ab-
schaffung der Pauschalbe-
steuerung

Botschaft vom 29.3.11 des
Regierungsrates an den KR

>> link

Medienmitteilung des Regie-
rungsrates vom 26.4.11

>> link

= Weitere Informationen (Links)

Kantonsrat

Der Kantonsrat spricht sich
auch in der 2. Lesung klar
gegen die Initiative aus. Er
unterstitzt den Gegenvor-

schlag des RR.

| Volksabstimmung

am 11. Méarz 2012, Ge-
genvorschlag wird ange-
nommen, Initiative wird ab-
gelehnt.

& Links funktionieren in der PaFDokumentation

Infos zu den Griinden der Initiative >> link
Reaktion der Initianten auf den Gegenentwurf des Regierungsrates >> link
Botschaft Bundesrat >> link
Gesetzesentwurf (Bundesebene) >> link
Motion M153 (Meile) / Antwort des Regierungsrates >> link / >> link

© Dienststelle Stevern Kanton Luzem
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https://steuern.lu.ch/-/media/Steuern/Dokumente/RechtUndGesetzgebung/b_003.pdf
http://www.lu.ch/medienmitteilungen
http://www.gruene-luzern.ch/?p=themen&k=01
http://www.gruene-luzern.ch/?p=artikel&id=201104261111
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6021.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/ff/2011/6047.pdf
http://www.lu.ch/download/gr-geschaefte/2011-2015/m_153.pdf
http://www.lu.ch/download/gr-geschaefte/2011-2015/m_153_antwort.pdf

Neuigkeiten B

Aktuelle Steuerthemen

Kantonal

Liegenschaftsstever (HEV Initiative zur Abschaffung der Liegenschaftssteuer)

Typ: Volksinitiative

= Inhalt der Vorlage

Status: Vom Stimmvolk am 09.02.2014 angenommen / Inkraffireten 01.01.2015

Der HEV-Luzern verlangt die Abschaffung der Liegenschaftssteuer. In den Augen der Initianten ist die Liegenschafts-
stever ein alter Zopf und gehort endlich abgeschafft, nachdem der Regierungsrat und der Kantonsrat in den letzfen
Stevergesetzrevisionen selbst auch Uber die Abschaffung diskutiert haben. Der Steverertrag belief sich im Jahr 2010
auf rund CHF 35 Millionen (Tendenz steigend, wegen des anhaltenden Baubooms). Dem maglichen Steuerausfall
steht die Steigerung der Wohnstandort-Attraktivitét gegeniber.

= Beratung und Meinungsbildung

Regierungsrat

Regierungsrat lehnt Initiative
ohne Gegenvorschlag ab

= Chronologie Entscheidungsfindung

Kantonsrat
Am 5. November 2012 wies der

Kanfonsrat das Geschaft an den
Regierungsrat zuriick mit dem Auf-
trag, einen Gegenentwurf auszuar-
beiten. Der Gegenentwurf soll die
Abschaffung der Liegenschaftssteuer
zu einem von der Regierung in der
neuen Botschaft zu beantragenden
Zeitpunkt enthalten.

Initiolisierung & Anstoss ‘ Botschaft/Entwurf Gesetzestext

Kantonsrat

Volksabstimmung

HEV-Luzern

Botschaft vom 21.05.2013
des RR an den KR

>> link

Der Kantonsrat lehnte sowohl Mit rund 57% Ja-Stimmen ist

die Initiative als auch den
CGegenvorschlag ab

die Initiative am
09.02.2014 angenommen

worden

= Weitere Informationen (Links)

& Links funktionieren in der PaFDokumentation

Informationen des HEV-Luzern >> link
Motion M@3 (Odermatt] / Antwort des Regierungsrates >> link / >> Link
Botschaft vom 07.02.2012 (1. Fassung) >> link
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https://steuern.lu.ch/-/media/Steuern/Dokumente/RechtUndGesetzgebung/b_077_vom_21052013.pdf
http://www.hev-luzern.ch/home/aktuell/artikel/?tx_ttnews%5Btt_news%5D=4038&cHash=ffd0ca0b69c7d40528ac65985863188d
http://www.lu.ch/download/gr-geschaefte/2011-2015/m_093.pdf
http://www.lu.ch/download/gr-geschaefte/2011-2015/m_093_antwort.pdf
http://www.lu.ch/download/gr-geschaefte/2011-2015/b_029.pdf

	Durch eine Vereinheitlichung der Verfahren und der Straftatbestände im Steuerstrafrecht will der Bundesrat die Rechtssicherheit stärken. Ein Sachverhalt soll für sämtliche davon betroffenen Steuern strafrechtlich gleich verfolgt und beurteilt werden. In Hinterziehungsverfahren sollen zudem auch die kantonalen Steuerbehörden Zugang zu Bankdaten erhalten. Der Bundesrat hat das Eidgenössische Finanzdepartement (EFD) beauftragt, gemeinsam mit den Kantonen eine entsprechende Vernehmlassungsvorlage auszuarbeiten.
	Wer für sein Erwerbseinkommen an der Quelle besteuert wird und in der Schweiz ansässig ist, soll künftig nachträglich ordentlich veranlagt werden können. Diese Möglichkeit soll auch Quellenbesteuerten offen stehen, die nicht in der Schweiz ansässig sind, aber einen Grossteil ihrer weltweiten Einkünfte in der Schweiz erzielen. Dadurch können Ungleichbehandlungen zwischen quellenbesteuerten und ordentlich besteuerten Personen beseitigt werden. Der Bundesrat hat die Botschaft zu einer entsprechenden Gesetzesänderung verabschiedet.

